
Stellungnahme:  FFF  schmeißt
REVO  raus  –  Sind
Antikapitalismus  und  die
Klimabewegung unvereinbar?
Die Katze ist aus dem Sack: Pünktlich zum Ersten Mai hat uns die Nachricht
erreicht,  dass  nun  tatsächlich  ein  Antrag  durchgekommen  ist,  der  eine
Unvereinbarkeit  von  Fridays  For  Future  (FFF)  Deutschland  mit  REVO
beschließen soll.  Unser Name prangt nun im Hufeisen neben AFD, NPD,
MLPD und dem III. Weg im offiziellen Strukturpapier. Dass hier linke und
faschistische Gruppen so nebeneinander genannt werden, müsste schon für
Empörung sorgen.  Anfang April  wurde auf  bundesweiter  Ebene von FFF
entsprechender Antrag gestellt. Dieser ist so weit FFF-intern zu behandeln,
weswegen wir nicht auf Details der Erklärung eingehen können. Wir möchten
dennoch  zumindest  im  Groben  einige  der  Lügen  und  Vorwürfe  hier
einordnen,  damit  die  Debatte  einem  breiteren  Kreis  von  Aktivist_innen
zugänglich wird.

Im  Antrag  werden  wir  als  isolierte  Organisation  dargestellt,  deren
ausschließliche  Politik  ein  parasitäres  und  hinterhältiges  Unterwandern
anderer  linker  Kräfte  sei.  Angeblich  schrecken  wir  dabei  so  wenig  vor
Druckausübung bis hin zu unmittelbarer Gewalt zurück, dass allen Aktivisti
angst und bange werden müsste. Untermalt wird dies mit dem Vorwurf, dass
wir ein unkritisches Verhältnis zur DDR oder der RAF hätten. Für all diese
Vorwürfe  hätte  ein  fünfminütiger  Besuch  unserer  Insta-  oder  Webseite
ausgereicht,  um sich eines Besseren belehren zu lassen.  Man hätte dort
beispielsweise gesehen, dass wir tatkräftig in der Umweltbewegung aktiv
sind, aktionistische Basisarbeit an Schulen leisten, solidarisch in diversen
Bündnissen  mitwirken  und  himmelweit  davon  entfernt  sind,  mordlustige
Monster zu sein. Und wenn wir schon bei der schlechten Informationslage
sind:  Die  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  wurde  auch  direkt  als  unsere
„Dachorganisation“  ausgeschlossen,  während  wir  in  Wahrheit  von  dieser
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unabhängig sind.

Die politische Herkunft derjenigen, die uns hier als „Parasiten“ bezeichnen,
hat  dabei  schon eine gewisse Ironie:  Eine Führung,  in  welche Millionen
Schüler_innen ihre Hoffnung gesetzt haben, welche aber gleichzeitig keine
politischen Erfolge gegen die Regierung durchsetzen konnte und stattdessen
mit  den Grünen und den NGOs im Rücken ein  paar  ansehnliche Posten
gefunden hat, sollte mit diesem Wort vorsichtiger umgehen gegenüber einer
kleinen,  aktivistischen  Gruppe  von  Jugendlichen.  Angesichts  der  immer
größeren Dringlichkeit  der Klimakatastrophe,  der Mobilisierungsschwäche
unserer Bewegung und der Antwort der Ampel-Regierung, die in Lützerath
knochenbrechende Bullen auf uns los gehetzt hat und nun mehr und mehr
Aktivist_innen einknastet  (von LG z.  B.  ),  wäre es  rühmlicher,  wenn die
Führung der Bewegung eine allgemeine Debatte darüber anstieße, wie wir in
die  Offensive  übergehen  können,  anstatt  diejenigen,  die  es  auf  eigene
Initiative versuchen, auszuschließen.

Im  Konkreten  beziehen  sich  die  gegen  uns  erhobenen  Vorwürfe  zum
allergrößten Teil  auf angebliche Handlungen eines unserer Genoss_innen.
Mensch  hat  sich  2019  als  Schüler_in  in  FFF  politisiert,  sich  davon
wegradikalisiert und ist vor circa einem Jahr bei uns gelandet. Dennoch hat
sich  Mensch  bis  zum  Schluss  als  Teil  von  FFF  verstanden  und  noch
schwindende  Hoffnungen  reingesteckt,  dass  auch  die  Bewegung  die
offensichtlichen  Widersprüche  erkennt,  in  denen  sich  eine  bürgerliche
Umweltbewegung befindet. Hierbei war Mensch unter Anderem im linken
Flügel  von  FFF  aktiv  und  zwar  weitestgehend  eigenständig  und
unabgesprochen  mit  uns  als  REVO.

Erst recht haben wir den linken Flügel nicht geheim orchestriert. Dennoch
wird  uns  genau  dies  vorgeworfen,  wobei  unerheblich  ist,  ob  bestimmte
Geschichten stattfanden, bevor besagte Person überhaupt bei uns war und
welchen Anteil  sie  selbst  daran  geleistet  hat.  Wir  werden dabei  für  ein
Großteil der jüngeren linken Oppositionsarbeit verantwortlich gemacht, als
könnte so etwas nicht auch spontan in FFF passieren.

Uns  erscheint  es  so,  als  seien  alle  halbgaren  Infos  und  Vorwürfe



zusammengekratzt  worden,  die  gefunden  werden  konnten,  um  unsere
Positionen aus den Prozessen in FFF auszuschließen. Das andere sich an
bestimmten Verhaltensweisen gestört haben, ist sicherlich nachvollziehbar.
Aber  dass  für  eine  relativ  kleine  Orga  direkt  der  große  Hammer
„Unvereinbarkeit“  rausgeholt  wird,  wirft  schon  Fragen  auf.

Was ist der politische Hintergrund?
Millionen  von  Aktivisti  haben  sich  der  Bewegung  angeschlossen,  haben
Gegenwind geerntet und viel Energie in die Bewegung gesteckt. Und was
haben wir dafür bekommen? Lausige Klimapakete, folgenlose Konferenzen
und eine Menge heißer Luft. Dies führte dazu, dass der Abstand zwischen
unseren Aktionen größer und die Aktionen selbst kleiner wurden, sich viele
von uns frustriert von der Bewegung zurückgezogen haben. Die Bewegung
hat sich polarisiert in diejenigen, die für die Grünen im Bundestag sitzen,
während wir uns wie viele andere von den Bullen aus dem Danni oder Lützi
prügeln lassen.

In  unserem  Strategiepapier  zur  Krise  der  Klimabewegung  haben  wir
ausführlich dargelegt, welche Schritte wir als nächstes gemeinsam gehen
müssen, wenn wir die Bewegung retten und diesen Planeten erhalten wollen.
Wir müssen die Basis unserer Bewegung erweitern. Es kann nicht sein, dass
wir  hauptsächlich  aus  Schülis  und Studis  bestehen.  Wir  müssen auf  die
Beschäftigten  in  den  für  das  Klima  relevanten  strategischen
Wirtschaftssektoren  zugehen  und  uns  zusammen  organisieren.  Inhaltlich
müssen wir unsere Forderungen daran ausrichten, die Klimafrage mit der
Sozialen Frage zu verbinden. Andernfalls werden die Rechten diese Lücke
füllen  und ihre  Klimaleugnerei  als  Sozialpolitik  verkaufen.  Wir  brauchen
Klimaforderungen,  die  zugleich  soziale  Verbesserungen  für  alle  mit  sich
bringen,  statt  Verbote,  Entlassungen  und  Green  Washing.  Gleichzeitig
müssen wir anfangen unsere Forderungen auch dort an die Leute zu bringen,
wo wir uns tagtäglich aufhalten: in unseren Schulen, Unis und Betrieben. Vor
Ort  müssen  wir  Basiskomitees  aufbauen,  die  kontinuierlich  Arbeit  zum
Klimaproblem  machen  und  diese  mit  den  sozialen  Problemen  vor  Ort
verknüpfen.



Innerhalb von FFF rumort es und immer mehr Antikapitalist_innen fangen
an, die Politik der Führung von FFF in Frage zu stellen. Als Organisation sind
wir dabei ein leichtes Ziel, für diejenigen, die das verhindern wollen. Weil wir
offen  und  unangepasst  auftreten  und  dadurch  vielleicht  nicht  zu  den
Allerbeliebtesten gehören, und darauf sind wir stolz. Den verbliebenen linken
Kräften innerhalb von FFF sollte klar sein: Wenn man mit solchen Vorwürfen
durchkommt,  erhöht  das  den  Anpassungsdruck  auf  alle  anderen
antikapitalistischen Kräfte und schwächt deren Position massiv. Das sollte
eben diese Kräfte zum Nachdenken anregen, welche Rolle FFF noch spielen
kann.  Es  gibt  eine  große  Kluft  zwischen  einigen  Ortsgruppen  und  der
Bundesorga und die politische Perspektivlosigkeit, dass man durch Appelle
ein Einlenken der Regierung erreichen will, hat sich ein ums andere Mal
gezeigt.  Wir  wollen  FFF  zugutehalten,  dass  sie  die  Klimakrise  auf  die
Tagesordnung  gesetzt  haben.  Aber  zur  Bewältigung  brauchen  wir
kämpferische  und  antikapitalistische  Antworten.

Wir schlagen vor, gemeinsam mit linken Kräften der Umweltbewegung eine
antikapitalistische  Klimakonferenz  zu  organisieren,  um  Forderungen  und
Aktionsformen zu entwickeln, die diese Antworten leisten. Die Wähl-  und
Abwählbarkeit  ist  hierbei  zentral,  um  die  Verselbstständigung  von
Führungspersonen zu verhindern und eine basisdemokratische Kontrolle von
unten zu gewährleisten. Außerdem müssen wir dafür Sorge tragen, dass an
diesen Debatten und Auseinandersetzungen sowohl Arbeiter_innen als auch
marginalisierte  Gruppen  teilnehmen  können  und  gehört  werden.  Der
Charakter  einer  solchen  Konferenz  sollte  darauf  ausgerichtet  sein,  ein
gemeinsames antikapitalistisches Klima-Aktionsprogramm zu verabschieden,
in dem wir uns auf gemeinsame Forderungen und Aktionen einigen.

Der Widerstand gegen die Klimakrise geht also weiter und wir lassen uns
nicht unterkriegen! Kämpfen wir zusammen in den Schulen, Unis, Betrieben,
Gruben, Wäldern und auf der Straße!

Falls ihr eure Solidarität zeigen wollt, könnt ihr den Beitrag gerne teilen!



Gewerkschaften  und  die
sozialistische Revolution
Lukas Müller, Rede vom 1. Mai 2023 in Leipzig

Ich bin Lukas, ich bin Sozialpädagoge in der Jugendhilfe, bei ver.di und aktiv
in  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht,  sowie  der  Jugendorganisation
REVOLUTION

Aktuell arbeiten wir als Gruppe auch im Bündnis „wir-fahren-zusammen“ mit,
welches hier in Leipzig versucht eine Brücke zwischen der Umwelt- und der
Gewerkschaftsbewegung zu schlagen und in beide eine antikapitalistische
Perspektive zu tragen.

Der Lebensstandard von Lohnabhängigen in Deutschland ist seit Corona und
Inflation immer weiter gesunken, während die Konzerne gleichzeitig an die
Aktionär:innen für das vergangene Jahr Gewinne in Rekordhöhen auszahlen
wollen. Die 100 größten Unternehmen sollen zusammen ca. 62 Milliarden an
Dividenden an ihre Anteileigner ausschütten. Und diese Anteileigner sind in
erster Linie natürlich eine Handvoll Kapitalist:innen. Die Konzerne konnten
ihre  Gewinne  um  mehr  als  10  %  im  Vergleich  zum  vergangenen  Jahr
steigern, aller Krisen zum Trotz. Gewinne, die durch die Arbeitskraft von uns
Lohnabhängigen erwirtschaftet werden. Und wie immer wird natürlich das
Märchen verbreitet, es sei nicht genug für Lohnerhöhungen da. Es sind die
üblichen dreisten Lügen unser Klassenfeinde.

Als  Antwort  darauf  sehen  wir  aber  auch  einen  Aufschwung  von
Arbeitskämpfen  und  Streiks  seit  vergangenem  Jahr.  Auch  die
Lohnforderungen  der  Gewerkschaftsführungen  sind  dieses  Jahr  deutlich
höher ausgefallen als üblich. Beschäftigte strömen entgegen des vorherigen
jahrzehntelangen Trends wieder in die Gewerkschaften und organisieren sich
in ihrem Betrieb. Zehntausende haben sich alleine bei ver.di seit Anfang des
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Jahres neu organisiert. In vielen Betrieben ist die Organisierung sprunghaft
angestiegen.  Eine  halbe  Millionen  haben  sich  an  den  Warnstreiks  im
öffentlichen Dienst beteiligt. Beim gemeinsamen Streik von ver.di und EVG,
an dem sich Busse, Straßenbahnen, U- und S- Bahnen, Fernzüge, Flughäfen
und  Hafenarbeiter:innen  beteiligt  haben,  wurde  ganz  Deutschland
lahngelegt.  Das  hat  es  seit  ca.  20  Jahren  nicht  mehr  gegeben.

Der  zunehmende  Grad  der  Organisierung  und  Kampfbereitschaft  der
Belegschaften  spiegelt  sich  allerdings  wenig  bis  gar  nicht  in  den
Tarifabschlüssen wieder. Bei der Post hat sich die Gewerkschaftsführung auf
einen  von  Konzernseite  in  letzter  Sekunde  vorgelegten  Vorschlag
eingelassen, während die Urabstimmung zum Streik schon längst gelaufen
war und sich gezeigt hat, dass über 85 % der Beschäftigten kampfbereit für
einen  unbefristet  Streik  sind.  Der  Abschluss  ist  eine  Katastrophe  und
bedeutet abermals massive Reallohnverluste für die Beschäftigten, während
der  Konzern  im  vergangen  Jahr  einen  neuen  Rekordgewinn  von  8,4
Milliarden eingefahren hat. Das Ergebnis im TVöD fällt zwar nicht ganz so
katastrophal  aus,  bleibt  mit  seinen 24 Monaten Laufzeit  aber  auch weit
hinter  den  Forderungen  zurück  und  geht  kaum  über  den  faulen
Schlichtungskompromiss  hinaus.

Das  sind  keine  Einzelfälle,  sondern  das  hat  System.  Wenn  wir  uns  die
Struktur der Gewerkschaften im Allgemeinen und der Tarifkommissionen im
Besonderen  anschauen,  dann  fällt  schnell  auf,  dass  es  ein  massives
Machtgefälle  zwischen  der  Basis  und  dem  Apparat  aus  hauptamtlichen
Funktionär:innen,  der  Bürokratie,  gibt.  In  den Tarifverhandlungen geben
nicht Vertreter:innen aus den Belegschaften selbst den Ton an, sondern die
Funktionär:innen, die vom Ergebnis gar nicht betroffen sind. Die Richtlinien
der Tarifkommissionen werden nicht in der Satzung geregelt, sodass diese
nicht von der Basis auf dem Gewerkschaftstag mitbestimmt werden können,
sie werden vom Vorstand oder Beirat festgelegt.  Es gibt eine Pflicht zur
Verschwiegenheit  über  die  Verhandlungen.  Die  Gewerkschaftsbürokratie
verheimlicht also gegenüber den Belegschaften was genau diskutiert wurde,
ob es Gegenvorschläge gab und wer wie abgestimmt hat.  Und am Ende
haben  die  Beschäft igten  keiner le i  Einf luss  darauf ,  ob  das



Verhandlungsergebnis angenommen wird oder nicht, denn die Befragungen
sind nicht mehr als ein Stimmungsbild, ohne bindende Kraft. Die Bürokratie
entzieht  sich  weitestgehend  der  Kontrolle  der  Basis.  Bis  auf  einige
Funktionäre als Mitglieder eines Gremiums, sind die Hauptamtlichen für die
Basis weder wähle- geschweige denn abwählbar.

Gewerkschaftsfunktionär:innen  verdienen  Gehälter,  die  jene  der
Beschäftigten um ein Vielfaches übersteigen, von den Gewerkschaftsbossen
mit ihren Jahresgehältern in Höhe von teilweise mehreren 100.000 € ganz zu
schweigen. Die Bürokratie hat ihren Frieden mit dem Kapitalismus und der
Ausbeutung  der  Lohnarbeit  längst  geschlossen.  Die  Gewerkschaftsbosse
sitzen mit den Kapitalist:innen in den großen Aufsichtsräten und betrachten
sich als Mitverwalter der Konzerne. So saß der Ver.di Chef Frank Werneke
bis letztes Jahr z.B. im Aufsichtsrat von RWE und der deutschen Bank. Die
Bürokratie hat ihre eigene soziale Frage vorerst gelöst. Dadurch hat sie ein
ganz eigenes soziales Interesse: Sie will  die Arbeiter:innenklasse mit den
Konzernen  im  Sinne  der  sogenannten  „Sozialpartnerschaft“  und  des
„Interessensausgleich“  versöhnen. Aber mit den Kapitalist:innen und ihrem
System der Ausbeutung kann es keine Versöhnung geben!

Das Bestehen einer versöhnlerischen Bürokratie ist keineswegs eine neuere
Entwicklung  der  heutigen  Gewerkschaften.  Bereits  zurzeit  von  Rosa
Luxemburg  und  Lenin  war  dies  der  Fall.  Lenin  bezeichnet  die
Gewerkschaftsführungen  in  seiner  wichtigen  Schrift  „Der  linke
Radikalismus“ als reaktionär, als Agenten der Kapitalist:innen innerhalb der
Arbeiter:innenklasse.  Und  auch  Rosa  Luxemburg  lieferte  sich  mit  den
deutschen  Gewerkschaftsspitzen  einen  heftigen  Schlagabtausch  und
verfasste im Zuge dessen ihr viel beachtetes Buch „Massenstreik, Partei und
Gewerkschaft“. Heißt das also, dass sich Lenin und Luxemburg gegen die
Gewerkschaften richteten? Im Gegenteil. Beide erklärten es für ein zentrales
Ziel von Marxist:innen innerhalb der Gewerkschaften aktiv zu sein, dort ihre
Ideen zu verbreiten und die Kontrolle über die Gewerkschaften in die Hände
der  Arbeiter:innenklasse  selbst  zu  legen.  Kräfte,  die  die  Arbeit  in  den
Gewerkschaften ablehnten, überzog Lenin in besagter Schrift mit beißendem
Spott.



Historisch gesehen sind die Gewerkschaften spontan aus dem Kampf heraus
entstanden, aus der bitteren Notwendigkeit sich gegen die unmittelbarsten
Angriffe der Kapitalist:innen verteidigen zu setzen. Und auch heute noch
treten Lohnabhängige unabhängig von ihrer politischen Vorerfahrung oder
ihren politischen Ansichten in die Gewerkschaften ein, um sich zur Wehr zu
setzen. Sie sind die ersten Sammelpunkte des Widerstandes, wie Friedrich
Engels schrieb, sie sind eine Schule des Klassenbewusstseins und bilden die
Grundlage für die Vereinigung der gesamten Arbeiter:innenklasse. Über 5
Millionen Arbeiter:innen sind in den Gewerkschaften des DGB in Deutschland
organisiert. Es sind jene Teile der Klasse, die bereits jetzt ein rudimentäres
Klassenbewusstsein  besitzen.  Nicht  in  den  Gewerkschaften  arbeiten  zu
wollen, würde bedeuten den Kampf gegen die Bürokratie aufzugeben und
diese ersten Sammelpunkte des Widerstand mit ihren aktuell  5 Millionen
fortschrittliche Arbeiter:innen der Bürokratie kampflos zu überlassen.  Das
ist  genauso falsch,  wie sich der Bürokratie und ihrer Sozialpartnerschaft
kritiklos unterzuordnen.

 Für  Marxist:innen  ist  es  eine  zentrale  Aufgabe  innerhalb  der
Gewerkschaften und der von ihr geführten Tarifkämpfe an vorderster Front
mitzukämpfen. Die Tarifkämpfe sind ein wichtiger Ansatzpunkt um Kämpfe
zuzuspitzen und ökonomische mit politischen Fragen zu verbinden. Sie sind
ein  Ansatzpunkt  der  Selbstermächtigung  und  Selbstorganisation  der
Arbeiter:innenklasse  und  damit  auch  ein  Ansatzpunkt  die  Macht  der
Bürokratie  zu  zerbrechen.  Marxist:innen  sollten  innerhalb  der
Gewerkschaften offen als solche auftreten und ehrlich darlegen für welche
politischen Positionen und Taktiken sie stehen. Wir sollten zu Wahlen in den
Gewerkschaften  und  den  Betrieben  antreten.  Wir  müssen  für  das  Recht
eintreten, dass innerhalb der Gewerkschaften jede/r die Möglichkeit hat mit
Flugblättern, Zeitungen, Veranstaltungen usw. um Positionen zu kämpfen,
was sich nach wie vor die Bürokratie vorbehält.  Um die Macht aus den
Händen der Bürokratie zu nehmen ist es zentral,  lokale Komitees in den
Fabriken  aufzubauen,  in  denen  die  ArbeiterInnen  ihre  Kämpfe  selbst
organisieren  und  Perspektiven  diskutieren.  Weiter  müssen  wir  für  die
Demokratisierung  des  Gewerkschaftsapparats  unter  Kontrolle  der  Basis
kämpfen. Dieser Kampf bedeutet, dass sämtliche politischen FunktionärInnen



auf  lokalen,  regionalen  oder  bundesweiten  Versammlungen  gewählt  und
jederzeit  wieder  abgewählt  werden  können.  Es  bedeutet,  dass
Entscheidungen über Streiks von der Basis mit einfacher Mehrheit gefällt
werden. Es bedeutet, dass der Rahmen in dem Tarifverhandlungen geführt
werden vorher von den ArbeiterInnen abgesteckt  wird und das Ergebnis
zustimmungsbedürftig  ist.  Außerdem sollten wir  dafür  kämpfen,  dass die
Gehälter  der  FunktionärInnen  den  durchschnittlichen  Lohn  eines/r
FacharbeiterIn  nicht  übersteigen.

Für all das ist eine organisierte Basisopposition mit eigenen Strukturen in
den Gewerkschaften nötig. Gemeinsam mit einer Reihe andere Marxistischen
Gruppen, wie der DKP, Klasse gegen Klasse, SAV, Sol und weitere haben wir
vor  ca.  3  Jahren  die  VKG Vernetzung  für  kämpferische  Gewerkschaften
gegründet, an deren Gründungskongress ich beteiligt war. Die VKG kann die
Keimzelle einer solchen organisierten Basisopposition sein, wenn wir sie als
solche gemeinsamen weiter aufbauen. Die Klasse für sich gewinnen können
wir  Marxist:innen  nur,  wenn  sie  lernen  „im  Wirtschaftskampf  nicht  nur
Verkünder  der  Ideen  des  Kommunismus  zu  sein,  sondern  die
entschlossensten Führer des Wirtschaftskampfes und der Gewerkschaften zu
werden. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, aus den Gewerkschaften
die opportunistischen Führer zu entfernen. Nur auf diese Weise können die
Kommunisten an die Spitze der Gewerkschaftsbewegung treten und sie zu
einem Organ des revolutionären Kampfes für den Kommunismus machen.“
(2. Kongress KI 1920)

Wenn euch das Thema interessiert, dann kommt zu unserer Veranstaltung
am kommenden Donnerstag um 19 Uhr in der Bäckerei, Josephstraße
12, in Lindenau.

Dankeschön!



Schüler_Innen und Lehrer_Innen
zusammen: Gemeinsamer Streik
für kleinere Klassen!
April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Besser lernen in kleinen Klassen
Seit  über  einem  Jahr  kämpfen  die  Berliner  Lehrer_Innen  der
Lehrer_Innengewerkschaft  „Erziehung  und  Wissenschaft“  (kurz  GEW)  in
bisher 11 Warnstreiktagen dafür, dass kleinere Klassen in einem Tarifvertrag
festgeschrieben werden (Tarifvertrag Gesundheit: kurz TV-G). Noch immer
gibt  es  nicht  einmal  ein  Gesprächsangebot  seitens  des  grünen  Berliner
Finanzsenators  Daniel  Wesener.  Dabei  heißt  eine  Verkleinerung  der
Klassengrößen für Lehrkräfte: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns
heißt  das:  besser  Lernen,  mehr  Zeit  und  weniger  genervte  Burn-Out-
Mathelehrer. In kleineren Klassen erleben wir weniger Konkurrenzdruck und
bekommen mehr Übungszeit,  mehr Ruhe und mehr Aufmerksamkeit.  Wer
kennt nicht diese krasse Angst vor über 30 Leuten in der Klasse zu sprechen
und kann sich vorstellen, wie viel entspannter es sein könnte, wenn da nur
die Hälfte sitzt? Viele von uns erinnern sich noch daran, wie angenehm es
während der Phase des Wechselunterrichts im Corona-Lockdown war, nur
mit der halben Lerngruppe unterrichtet zu werden.

Zuletzt hat die GEW Berlin deshalb 4000 Lehrer_Innen 2 Tage lang auf die
Straße  gebracht,  viele  Schulen  waren  dicht.  Schüler_Innen,  die  bei  uns
organisiert  sind,  haben  diese  Gelegenheit  genutzt.  Wir  sind  auf  die
Streikversammlungen  gegangen  und  haben  mit  den  streikenden
Lehrer_Innen  über  die  Perspektive  ihres  Tarifkampfes  und  wie  wir
gemeinsam kämpfen können, diskutiert. Wir haben dazu auch eine Rede auf
der Streikdemonstration gehalten. Einige von uns haben auch ein kleines
Solidaritätsflugblatt geschrieben und es den Lehrer_Innen ins Fach gelegt.
An einer Schule haben wir auf einer Sitzung der Schüler_Innenvertretung
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eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, dass der Lehrer_Innenstreik von
uns Schüler_Innen unterstützt wird. Es gibt also viele Wege, wie wir uns
solidarisch zeigen können.

Es geht um mehr!
Bald  stehen  in  Berlin  die  Abiturprüfungen  an  und  diese  drohen  die
Streikbewegung massiv zu schwächen, denn viele streikende Lehrer_Innen
halten dem moralischen Druck nicht stand, „ihre Schülis im Stich zu lassen“.
Umso  wichtiger  ist  es,  dass  wir  ihnen  zeigen:  Macht  weiter!  Die  paar
ausgefallenen Stunden sind Nichts im Vergleich zu dieser katastrophalen
Situation,  die  von  den  Politiker_Innen  „Unterricht“  genannt  wird  und
Prüfungen lassen sich auch immer verschieben. Es geht hier um mehr als um
einen  Tarifvertrag.  In  ganz  Deutschland  herrscht  ein  riesengroßer
Personalmangel  an  den  Schulen.  Bis  2030  sind  über  100.000
Lehrer_Innenstellen unbesetzt. Nun stellt sich die Frage, wer diesen Mangel
ausgleichen muss. Ist es der Staat, der endlich mal Geld für Bildung statt für
Rüstung in die Hand nimmt und mehr Lehramtsstudiumsplätze schafft, den
NC dafür abschafft und die Arbeitsbedingungen an den Schulen verbessert?
Oder sind es wir und die Lehrer_Innen, die im Falle der Lehrer_Innen mehr
belastet werden und in unserem Fall eine schlechtere (und ungerechtere)
Bildung erhalten? Die KMK (die Konferenz der Bildungsminister_Innen aller
16  Bundesländer)  fordert  zur  Bekämpfung  des  Lehrer_Innenmangels  die
Klassen zu vergrößern, das wöchentliche Stundendeputat der Lehrer_Innen
zu erhöhen, pensionierte Lehrer_Innen aus dem Ruhestand zurückzuhalten
und  mehr  Online-Unterricht  einzuführen,  damit  eine  Lehrkraft  mehrere
Klassen gleichzeitig unterrichten kann.  In Sachsen-Anhalt  wurden bereits
Teile davon umgesetzt. Hier müssen die Lehrer_Innen 1 Unterrichtsstunde
mehr unterrichten und der Freitag findet bereits  online statt.  Auch wird
diskutiert, ein paar „unwichtige“ Fächer wie Kunst, Musik, Sport, Politik,
Geschichte oder Ethik einfach wegzusparen.

Wie in jedem Tarifkampf geht es also darum, ob sich die Interessen des
Kapitals oder der Beschäftigten durchsetzen. Der Widerspruch zwischen den
Klasseninteressen wird dabei umso größer, je mehr sich die globale Krise



verschärft. Angesichts des Krieges und der Wirtschaftskrise holt das Kapital
also  überall  auf  der  Welt  zum  Angriff  gegen  uns  Jugendliche  und
Lohnabhängige aus. Erst kamen die unzureichenden Einmalzahlungen statt
Lohnerhöhungen  in  der  Metall-  und  Elektroindustrie,  dann  Lauterbachs
miese  Krankenhausreform  im  Gesundheitssektor,  dann  wird  über  die
Einschränkung des Streikrechts diskutiert und nun kommt die KMK und will,
dass Lehrer_Innen und Schüler_Innen die jahrzehntelange Unterfinanzierung
des Bildungssystems ausbaden. Es geht bei dem Kampf um den TV-G also
zum einen darum, unsere Lernbedingungen ganz konkret zu verbessern, zum
anderen aber auch darum, sich der schrittweisen Angriffswelle des Kapitals
auf das Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen zu widersetzen.

Vom Warnstreik  zum Erzwingungsstreik  zur
bundesweiten Streikwelle!
Bisher hat der Berliner Finanzsenator die Forderungen der GEW einfach
ignoriert. Auch wenn die Gewerkschaft die Anzahl der Warnstreiktage nun
auf 2 hintereinander folgende Tage erhöht hat,  wird das noch nicht den
nötigen  Druck  erzeugen,  den  es  braucht,  um  einen  Tarifvertrag  zu
erkämpfen. Es gibt nur einen Weg zum Erfolg und das ist ein unbefristeter
Erzwingungsstreik, so wie es die junge GEW Berlin fordert. Das ist ein Streik,
der nicht nur auf einen Tag angelegt ist, sondern so lange dauert, bis das Ziel
erreicht  ist.  Diese  Forderung  muss  in  die  Streikversammlungen
hineingetragen werden,  sodass die Gewerkschaftsführung gar nicht  mehr
anders  kann,  als  eine  Urabstimmung  über  den  Erzwingungsstreik
einzuleiten. Gleichzeitig muss die GEW, die nicht nur Lehrer_Innen, sondern
auch  Erzieher_Innen  organisiert,  auch  die  Kitabeschäftigten  und
Sozialarbeiter_Innen zum Streik aufrufen. In ihren Einrichtungen sieht der
Betreuungsschlüssel oft noch katastrophaler als in den Schulen aus und sie
bekommen sogar noch viel weniger Geld für ihre harte Arbeit. Gemeinsam
wird der Druck auf den Berliner Senat unerträglich hoch werden, wenn nicht
nur die Schulen, sondern auch Kitas und Jugendclubs dicht sind. Ebenso
streikt gerade nicht nur die GEW, sondern es finden auch die Streiks im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) statt. Die Basis der Streikbewegungen muss für
gemeinsame Streiktage eintreten.



Doch auch außerhalb Berlins sieht die Situation ähnlich oder sogar noch
schlimmer  aus.  Der  Kampf  für  kleinere  Klassen  muss  deshalb  über  die
Berliner  Stadtgrenzen  hinausgetragen  werden.  Außerdem  kann  der
Arbeitgeber_Innenverband  der  Lehrer_Innen  (die  „Tarifgemeinschaft  der
Länder“) dann auch nicht mehr damit drohen, Berlin rauszuschmeißen, wenn
auch in  anderen Bundesländern gestreikt  wird.  In  Hamburg und Baden-
Württemberg  haben  wir  bereits  erste  Initiativen  für  Tarifverträge  für
kleinere Klassen angestoßen.  Wenn es  im September zur  Tarifrunde der
Länder (TV-L) kommt, gilt es, die Forderungen nach kleinen Klassen und
einem tarifvertraglich geregelten Betreuungs- und Pflegeschlüssel mit in den
Tarifvertrag aufzunehmen. Fragt eure Lehrer_Innen, ob sie in der GEW sind,
ob sie schon etwas von den 11 Streiks für kleinere Klassen in Berlin gehört
haben und ob sie  diese Idee nicht  auch mal  in  ihren GEW-Kreis  oder  -
bezirksverband tragen wollen.  Diskutiert  mit  euren Mitschüler_Innen und
tragt die Forderung nach kleineren Klassen in eure Schulen!

Rätedemokratie – was ist das?
Von Stephie Murcatto

Die  Klimagerechtigkeitsorganisation  „Letzte  Generation“  fordert
„Gesellschaftsräte“,  die  aus  gelosten  Vertreter_Innen  aus  allen
Bevölkerungsschichten  bestehen  und  der  Bundesregierung  Empfehlungen
aussprechen soll. Die Räte hätten dann aber keine gesellschaftliche Macht.
Wir  wollen  hier  unser  Verständnis  was  Rätedemokratie  ist  und  wie  das
funktioniert,  als  wesentlich  demokratischere  Alternative  zur
parlamentarischen  Demokratie,  wieder  auflegen.  Die  Rolle  der
Rätedemokratie  wäre  dann  auch  nicht  nur  Maßnahmen  gegen  den
Klimawandel auszuarbeiten, sondern die Räte würden beschließendes und
ausführendes  Organ  zugleich  sein.  Dazu  kommt  auch  noch,  dass  ein
Rätesystem nicht nur aus zufällig gewählten Durchschnitten der Gesellschaft
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bestehen würde,  sondern  tatsächlich  aus  der  ganzen Gesellschaft,  damit
diese dann auch als Gesamtes Entscheidungen treffen kann.

Wie ist eine Rätedemokratie aufgebaut?
Rätesysteme  sind  ein  Stufenhaft  aufgebautes  System,  in  dem  die
Repräsentant_Innen  direkt  an  die  Wähler_Innen  gebunden  sind  und  als
koordinierendes  und  ausführendes  Organ  dienen,  also  Entscheidungen
treffen  und  diese  durchsetzen.  Dabei  ist  wichtig,  dass  gewählte
Repräsentant_Innen also immer rechenschaftspflichtig und jederzeit  wähl-
und wieder  abwählbar  gegenüber  ihrer  Basis  sind.  Es  gibt  verschiedene
Ebenen: In einzelnen Betrieben und Fabriken, in Branchen, auf Regional- und
Stadtebene, auf Landesebene und Internationale Räte, die alle auf einander
aufbauen.

Das heißt jetzt konkret, dass sich zum Beispiel eine Fabrik einen Rat gewählt
hat,  der  die  Interessen  der  Arbeiter_Innen  dieser  Fabrik  vertritt.  Die
Mitglieder dieses Rates kommen aus der Arbeiter_Innenschaft dieser Fabrik
und sind zuständig dafür zu sorgen, das alles innerhalb der Fabrik gut läuft.
Wenn  die  Arbeitsbedingungen  sich  verschlechtern  können  sie  z.B.  auch
Streiks  organisieren,  um  sie  wieder  zu  verbessern,  sollten  sie  die
Arbeitsbedingungen  nicht  eh  kontrollieren.

Dann gibt es die nächste Stufe der Räte, die Stadt- und Regionalräte. Das
wäre dann ein Rat, der aus Repräsentant_Innen all der verschiedenen Räte,
die  es  innerhalb  einer  Stadt  oder  Region  gibt  zusammengesetzt  werden
würde.  Also  aus  Repräsentant_Innen  der  Fabriken,  der  Büros,  der
Krankenhäuser, der Schulen, der Unis,… und allen anderen Räten innerhalb
einer Stadt. Dieser Rat kann dann z.B. Stadtweise Entscheidungen mit den
verschiedenen  Räten  organisieren  und  umsetzen  wie  die  Reparatur  von
Straßen  mit  einem  Rat  von  Bauarbeiter_Innen  oder  die  Reparatur  von
Stromnetzen mit Elektroniker_Innen. Außerdem organisieren sie auch die
Arbeiter_Innenmilizen, die dem Schutz der neuen Ordnung dienen, also die
kapitalistischen  Konterrevolutionsversuche  abwehren,  aber  auch  die
Menschen schützen, z.B. vor sexistischen, rassistischen oder faschistischen
Übergriffen. Im Gegensatz zur bürgerlichen Polizei werden auch sie gewählt,



sind  rechenschaftspflichtig  und  rekrutieren  sich  jeweils  aus  der
Stadtbevölkerung. Besonders während der Revolution kommt natürlich auch
das  Organisieren  stadtweiter  Streiks  zum  umsetzen  von  politischen
Forderungen, die dem Interesse der Arbeiter_Innenklasse dienen, dazu. Auf
dem Land passiert das gleiche mit Regionalräten, die einige Dörfer bzw.
Kleinstädte umfassen.

Eine Stufe nach oben gibt es landesweite Räte, wo Repräsentant_Innen, von
jeder  Stadt  und  jedem  Regionalrat  repräsentiert  sind  und  somit
Repräsentant_Innen  von  der  gesamten  Arbeiter_Innenschaft  landesweit.
Dieser Rat organisiert dann Entscheidungen auf einer landesweiten Ebene,
wie zum Beispiel  den Ausbau von öffentlichem Personenverkehr mit  den
verschieden Räten dieser Gebiete oder auch logistische Angelegenheiten, wie
die Verteilung von den produzierten Gütern mit den Räten der Bahn. Zudem
bestimmt er,  was eigentlich produziert  werden soll,  durch demokratische
Bestimmung mit allen Räten und über Umfragen in der Bevölkerung, was
eigentlich gebraucht wird. Zusätzlich organisieren sich Arbeiter_Innen einer
bestimmten Berufsgruppe in einem landesweiten Rat, der mitentscheidet und
diese Entscheidung umsetzt. Das ist Sinnvoll, aus dem Grund dass diese Räte
die Expert_Innen in den jeweiligen Themengebieten sind.

Aber es gibt auch noch die nicht weniger relevante Internationale Stufe, wo
Repräsentant_Innen  der  Arbeiter_Innenklasse  von  jedem  Land
zusammenkommen,  um  auf  internationaler  Ebene  Entscheidungen  zu
koordinieren.  Ihre  Hauptaufgabe  besteht  darin,  bei  allen  nationalen
Eigenheiten,  immer  noch  das  Gesamtinteresse  des  internationalen
Proletariats  zu  vertreten.  Sie  kümmern  sich  z.B.  um den  Transport  von
Produkten auf einer internationalen Ebene, damit alle Fabriken das haben,
was  sie  brauchen  zum  Produzieren.  Außerdem  verwalten  sie  auch
international  die  Umsetzung  der  demokratischen  Planwirtschaft,  damit
international alles verfügbar ist was gebraucht wird und es keine Unter- oder
Überproduktion  gibt.  Außerdem  müssen  sie  das  Ziel  der  Weltrevolution
immer im Fokus behalten, um den Rest der Klassengesellschaft abzuschaffen.

Bei all diesen Punkten ist es wichtig in Erinnerung zu behalten, dass die
Repräsentant_Innen direkt aus der Arbeiter_Innenschaft kommen und deren



einzige  Aufgabe  darin  besteht,  zu  verwalten,  zu  organisieren  und
umzusetzen,  was demokratisch bestimmt wird.  Dabei  verdienen sie  nicht
mehr  als  den  durchschnittlichen  Arbeiter_Innenlohn  und  sind  jederzeit
wählbar und abwählbar, sodass die Repräsentant_Innen die Interessen der
Arbeiter_Innenklasse vertreten müssen und die vollständige Demokratie in
diesem System erst entstehen kann.

Wie entstehen Räte und wie kommen sie an
die macht?
Historisch gibt es verschiedene Beispiele von Räten als Parallelstruktur zum
bürgerlichen Staat und davon, dass die Räte zur Regierungsform geworden
sind. Zum Beispiel die Pariser Kommune, die Münchner Räterepublik oder
die ungarische Räterepublik. Das nennenswerteste Beispiel sind jedoch die
Sowjets  (russisch  für  Rat)  zur  Zeit  der  Oktoberrevolution  1917  im
ehemaligem Zarenreich, wo es überall im Land (aber hauptsächlich in den
Städten)  Sowjets  gab,  die  parallel  zur  Zarenherrschaft  mit  dem
Scheinparlament  Duma und nach  dessen  Sturz  parallel  zur  bürgerlichen
provisorischen  Regierung  von  Kerenski  existiert  haben.  Aber  zu  diesem
Zeitpunkt konnten sie noch keine richtige Macht ausüben.

Die Bolschewistische Partei hatte die Perspektive, die Sowjets an die Macht
zu bringen, die ihren Kampf mit der Parole „Alle Macht den Sowjets“ führte
und auch durch eine  Revolution gemeinsam mit  den Räten diese  Parole
konkret umsetzen konnte. Aber die Bolschewiki wollten nicht nur die Sowjets
an die Macht bringen, sondern nutzen die Sowjets auch, um sich selbst an die
Macht zu bringen, also quasi als Revolutionsorgan und als Möglichkeit ihre
Perspektiven und Meinungen in  die  Arbeiter_Innenklasse zu bringen.  Als
dann unter  Führung der  Arbeiter_Innenklasse  mit  der  Bäuer_Innenklasse
zusammen die  sozialistische Revolution in  Russland ausbrach,  wurde die
Parole  zur  Tatsache  und  die  Sowjets  wurden  zum Herrschaftsorgan  der
Arbeiter_Innenklasse und es gründete sich die Sowjetunion.

Das  ist  natürlich  alles  schön  und  gut  aber  heute  haben  wir  solche
Parallelstrukturen zum bürgerlichen Staat  leider nicht.  Die gehören aber



aufgebaut! Dies kann meistens innerhalb von starken Bewegungen innerhalb
der Arbeiter_Innenklasse passieren, wie zum Beispiel in der Klimabewegung.
Bei Streiks können mit Streikposten und -komitees eine Grundlage für Räte
gebildet  werden.  Damals  in  Russland  entstanden  die  Sowjets  zwischen
1905-1907  in  der  ersten  russischen  Revolution,  die  auch  eine  starke
Arbeiter_Innenbewegung und große Massenstreiks beinhaltete, jedoch nicht
zur  Machtübernahme durch die  Sowjets  schritt.  Die  Bildung dieser  Räte
geschah auch da nicht von alleine, sondern musste unterstützt werden. Das
ist, was wir als Revolutionär_Innen heute machen müssen. Wir müssen die
Bildung  von  Parallelstrukturen  zur  bürgerlichen  Regierung  aktiv
unterstützen,  damit  eine  sozialistische  Revolution  überhaupt  irgendeine
Chance  hat.

Vorwort zur Weltlage und ihrer
multiplen Krisen (Programm)
Vorwort, 2023

Das  Programm  der  internationalistischen  Jugendorganisation  Revolution,
welches du in deinen Händen hältst ist bereits 2018 veröffentlicht worden.
Deshalb  sind  einige  der  genannten  Beispiele  nicht  mehr  brandaktuell.
Allerdings hat sich deshalb an den programmatischen Schlussfolgerungen
nichts  grundlegend  geändert.  Deshalb  haben  wir  uns  entschieden  das
folgende Vorwort zu verfassen, welches der neuen Auflage des Programms
vorangestellt  wird  und  es  in  den  Kontext  der  politisch-ökonomischen
Weltlage  2023  stellt.

Wir  leben  in  einer  Epoche  multipler  Krisen.  Wie  viele  das  genau  sind,
darüber  lässt  sich  streiten.  Fakt  ist  jedoch,  dass  Hunger,  Kriegsgefahr,
Klimawandel,  Umweltzerstörung,  das  Coronavirus,  Inflation  und
wirtschaftliche Krisen das Leben auf der Erde für einen großen Teil  der
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Menschheit zur Hölle machen.

Die Inflation betrug 2022 weltweit durchschnittlich 8,75 %, womit 2022 das
Jahr mit der höchsten Inflation seit 1996 ist. Die Inflation ist jedoch sehr
unterschiedlich verteilt.  Halbkolonien wie Türkei,  Sri Lanka oder Libanon
erreichen Inflationswerte von über 80 %. Doch auch die Länder Europas und
die USA, also imperialistische Kerngebiete, haben eine Inflation von ca. 10 %.
Um  der  Inflation  entgegenzuwirken,  erhöhen  die  Zentralbanken  vieler
Ländern nun den Leitzins. Viele sogenannten Zombieunternehmen, die durch
niedrigen Zinsen seit  der Weltwirtschaftskrise 2007/8 am Leben erhalten
wurden,  werden deshalb  in  den  nächsten  Jahren  bankrott  gehen.  Durch
weitere neoliberale Politik werden die Kosten für diese Probleme auf die
Arbeiter_Innenklasse abgewälzt werden. Der Verfall des Lebensstandards ist
deshalb heute schon für die arbeitende Bevölkerung enorm. Investitionen,
die mehr produktives Kapital und damit auch ein Ende der Inflation, sowie
eine gründe Wende schaffen könnten sind dagegen nicht im Sicht.

Doch nicht nur die Inflation hat sich erhöht, auch das Wirtschaftswachstum
international hat sich verlangsamt. 2022 hat es nur 3,6 % betragen. Für 2023
sind nur noch 3 % vorausgesagt. Diese Prognosen sind sehr optimistisch. Sie
gehen beispielsweise davon aus, dass sich der Ukrainekrieg nicht ausweitet,
es keine Coronalockdowns mehr oder neuen Handelskriege oder Sanktionen
gibt.  So  oder  so  steuern  wir  wahrscheinlich  auf  eine  Kombination  aus
wirtschaftlicher  Stagnation  und  eine  anhaltende  Inflation  zu:  Eine
sogenannte  Stagflation.

Die Coronakrise hat einen großen Anteil daran die Krisen zu verschärfen.
Hunderttausende sind gestorben, Millionen haben mit den Spätfolgen der
Erkrankung zu kämpfen. Auch psychische Folgen der Lockdowns und der
damit  verbundenen  Leiden  wirken  sich  bis  heute  aus.  In  der  auf  die
Pandemie  folgenden  Wirtschaftskrise,  die  durch  Corona  verstärkt  und
synchronisiert,  jedoch nicht  ursächlich bedingt  wurde,  verloren Millionen
ihren Job. Viele davon, vor allem Frauen, konnten bis heute nicht zu ihrer
Arbeit zurückkehren. Durch das weitere Vordringen des Menschen in die
N a t u r  u n d  d a s  n i c h t  v o r h a n d e n e  i n t e r n a t i o n a l e
Gesundheitskrisenmanagement während der Pandemie ist klar, dass ähnliche



Szenarien in Zukunft wahrscheinlich sind.

Eine Antwort der herrschenden Politik auf die wirtschaftlichen Probleme ist
nicht zu erwarten. Im Gegenteil:  Die immer stärker werdenden Konflikte
zwischen den  Staaten  werden mit  Wirtschaftssanktionen,  Handelskriegen
oder realen militärischen Mitteln ausgetragen und verschärfen die Probleme
der  Menschheit  unweigerlich.  Der  Ukrainekrieg  hat  die  Bereitschaft  der
imperialistischen Mächte bewiesen, dass sie für ihre Interessen bereit sind
Kriege anzufangen und anzuheizen und so ganze Länder zu zerstören. Dabei
kann auch die NATO verbrecherische Angriffskriege anfangen, wie uns der
Angriff der Türkei auf die kurdisch-arabischen Autonomiegebiete (Rojava) im
Norden Syriens beweist.

Die  Sanktionen  im  Zuge  des  Ukrainekrieges  haben  die  Inflation  weiter
angeheizt und lassen die eigene Bevölkerung für die Ziele der Regierungen
bluten. Dies konnte nur erreicht werden, indem die Bevölkerung in einen
nationalistischen  Kriegstaumel  versetzt  wurde.  Antikriegsproteste  waren
bisher sehr klein (wie in Westeuropa) oder wurden schnell unterdrückt (wie
in Russland).  Auch wenn der  Ukrainekrieg momentan die  Titelbilder  der
internationalen  Presse  dominiert,  steht  im  Fokus  unserer  Periode  der
Konflikt zwischen USA und China. Sie ringen weltweit um militärischen und
wirtschaftlichen Einfluss.  Stellvertretend dafür ist  das Race-of-Space,  der
Kampf um die Vorherrschaft  im Weltraum, der an die Zeiten des Kalten
Krieges erinnert.

Auch die UN-Klimagipfel entpuppen sich ein ums andere Mal als vollkommen
überflüssig.  Die  CO2  Emissionen  sind  seit  1980  sogar  kontinuierlich
gestiegen. An eine Treibhausgasneutrale Zukunft 2050 glaubt eh niemand
ernsthaft  mehr.  Währenddessen  haben  Artensterben,  eine  Störung  des
Nitratkreislaufes  und  Umweltverschmutzung  (zu  Meer  und  zu  Lande)
zugenommen  und  zum  Teil  irreversible  Kipppunkte  erreicht.
Umweltkatastrophen  gigantischen  Ausmaßes  häufen  sich.  Die  neuen
Dimensionen  von  Umweltkatastrophen  führte  uns  2022  die
Überschwemmung 1/3 der Landfläche Pakistans vor Augen, währenddessen
33  Millionen  Menschen  vertrieben  wurden  und  ein  großer  Teil  der
Landwirtschaft und der Wirtschaft allgemein zum Erliegen kam. Bis 2050



könnten sogar bis zu eine Milliarden Menschen zu Klimaflüchtlingen werden.
Doch nicht nur das. Über 800 Millionen Menschen auf der Welt hungern. Das
bedeutet, dass jeder 10. Mensch nicht genug Nahrung hat. Mit dem Steigern
der  Weltbevölkerung  und  dem  Ausweiten  der  Krisen  wird  diese  Zahl
wahrscheinlich  zunehmen,  denn  Bevölkerungswachstum,  Krieg  und  der
Klimawandel sind die hauptsächlichen Gründe für diese unverstellbare Zahl.

Weltweit  sind die  Menschen bereits  gegen die  Krisen und den Weg der
Regierung mit ihnen umzugehen auf die Straße gegangen und waren vielfach
bereit dafür alles zu riskieren. Momentan lehnen sich die Menschen z.B. im
Iran gegen ihre klerikale und diktatorische Regierung auf.  Diese Kämpfe
haben uns  zwar  den heroischen Kampfgeist  dieser  Menschen vor  Augen
geführt,  jedoch  haben  sie  nie  zu  bahnbrechenden  Erfolgen  geführt.  Der
Hauptgrund  dafür  war,  dass  alle  diese  Bewegungen  reformistische  und
kleinbürgerliche  Führungen  hatten.  Sie  strebten  immer  nur  begrenzte
demokratische  Reformen  an,  vielfach  in  Zusammenarbeit  mit  der
herrschenden  Kapitalist_Innenklasse,  der  alten  Militärführung  oder
bürgerlichen Parteien. Die Ergebnisse waren immer ein Patt und damit die
Zementierung des Status quo oder die blutige Konterrevolution. In vielen
Ländern  haben  die  reformistischen  Parteien  und  Gewerkschaften  die
Arbeiter_Innenklasse längst an den Staat und seine Interessen gebunden.
Eine  der  multiplen  Krisen  ist  also  auch  eine  Führungskrise  der
Arbeiter_Innenklasse. Das Scheitern der Arbeiter_Innenklasse seit der Krise
2007/8 bis heute hat viele Unterdrückte demoralisiert und so den Aufstieg
rechtspopulistischer  Bewegungen  und  Regierungen  ermöglicht,  in  deren
Windschatten  auch  der  Faschismus  erstarkt.  Solche  Bewegungen  und
Regime machen den Kampf  für  eine bessere Welt  noch schwieriger  und
bedrohen unsere  Lebenslage ganz besonders.  Sie  sorgen auch für  einen
rassistischen und sexistischen Rollback, die das Leben von Frauen, queeren
Menschen und POC´s bedrohen.

Vor  diesem Hintergrund  dieser  globalen  Krisen  wollen  wir  jedoch  nicht
resignieren.  Wir  sind  überzeugt,  dass  es  einen  Weg  vorwärts  gibt.  Die
objektiven  Bedingungen  für  eine  Revolution,  wie  ein  hoher  Grad  der
Industrialisierung und ein offensichtliches Scheitern des Kapitalismus die



Probleme der  Menschheit  zu  lösen,  sind bereits  gegeben.  Auch sind die
Menschen weltweit bereit für eine bessere Welt zu kämpfen. Wir müssen die
verschiedenen Kämpfe koordinieren, zuspitzen und mit einer sozialistischen
Perspektive verbinden.

Diesen Kampf können wir aber nicht alleine führen. Nicht in einem Land,
nicht als lokale Gruppe in einer Stadt oder Region und schon gar nicht als
einzelne Personen. Nur mit den Bekannten politisch zu diskutieren und hin
und wieder auf eine Demo zu sein ist zwar lobenswert, wird aber nicht dazu
führen, dass eine alternative Macht gegen die herrschenden Regierungen
entsteht. Wenn wir unsere Forderungen und Positionen publik machen und
auch tatsächlich gegen den Widerstand der bürgerlichen Regierungen und
rechten  Organisationen  durchsetzen  wollen,  dann  müssen  wir  uns
organisieren.  Nur  eine  politische  Organisation  hat  die  Möglichkeit
verschiedene Kämpfe zusammenzuführen, international zu koordinieren und
zuzuspitzen.  Eine  solche  Organisation  muss  sich  natürlich  auf  eine
gemeinsame  Politik  einigen  deren  Umsetzung  die  Organisation  anstrebt.

Die  Grundlage  dieser  Politik  sollte  irgendwo  zusammenfassend
niedergeschrieben werden. Eine solche Schrift wird politisches Programm
genannt. Unser Programm hältst du gerade in den Händen. Es konserviert
die  Erfahrungen  unser  Organisation,  aber  auch  der  gesamten
Arbeiter:innenbewegung in deren Tradition wir stehen. Das Programm ist
aber nicht in Stein gemeißelt. Alle Mitglieder haben das Recht Änderungen
einzubringen  und  innerhalb  der  Organisation  für  deren  Akzeptanz  zu
kämpfen.  Das  Programm  gibt  eine  grobe  Handlungsanweisung  für  alle
Aktivist:innen  unserer  Organisation.  Es  bietet  auch  die  Möglichkeit  die
Mitglieder,  insbesondere  die  Führung  auf  die  Rechtmäßigkeit  ihrer
Handlungen  zu  überprüfen.

Jede Person, die die grundlegende Richtung unseres Programmes gut findet,
kann uns beitreten und mit uns zusammen gegen Unterdrückung und die
multiplen Krisen des Kapitalismus kämpfen.  Zusammen werden wir stark
genug sein die Aufgaben zu bewältigen, die wir uns gestellt haben. Also tritt
uns bei und werde Teil einer fortschrittlichen Bewegung, die Schluss mit
Krieg, Krise und Ausbeutung macht. Es ist noch nicht zu spät!



Für diesen Kampf schlagen wir folgendes Programm vor.

Arbeitskampf und Klimastreik –
One Struggle, One Fight?
Von Stephie Murcatto, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die  Klimabewegung ist  an  einem Wendepunkt  angekommen.  Die  großen
Mobilisierungen der Klimabewegung, so wie der Fridays For Future Global
Strike, stagnieren seit Corona. Die Partei „die Grünen“ hat sich lange als
Verbündete der Proteste präsentiert und ist nun an der Regierung dabei,
alles zu verraten, wofür die Klimabewegung einsteht. Viele Aktivist_Innen
greifen  zu  verschiedenen  neuen  Strategien,  um  den  Klimawandel
aufzuhalten. Die „Letzte Generation“ verwendet Straßenblockaden mit dem
berühmten Festkleben. End Fossil Occupy besetzte Schulen und Unis. Dazu
kam  jüngst  auch  die  Abbaggerung  Lützeraths,  die  zwar  von  massiven
kämpferischen  Protesten  begleitet  wurde,  aber  schlussendlich  die
Abbaggerung des Dorfs, welches für Jahre als Symbol der Klimabewegung
gestanden hat, nicht verhindern konnte. Dennoch ist das 1,5 Grad Ziel in
weitere Ferne gerückt und die Proteste blieben gesellschaftlich isoliert. So
unterschiedlich  die  Forderungen  und  Taktiken  von  FFF,  EG,  Letzte
Generation, XR usw. auch sein mögen, ähnlich sind sie sich in dem Punkt,
dass sie den Staat mit Appellen und der Erzeugung medialer Aufmerksamkeit
von der Wichtigkeit der Reduktion von CO2 überzeugen möchten. Dass ihre
Aktionsformen viele  Menschen mobilisieren  können,  haben sie  bewiesen.
Jedoch  haben  s ie  auch  geze ig t ,  dass  s i ch  d ie  po l i t i schen
Entscheidungsträger_Innen trotz aller tollen Worte nicht durch symbolische
Appelle von ihrer klimaschädlichen Politik abbringen lassen. Wir müssen also
aus den letzten 3 Jahren Klimaaktivismus die Bilanz ziehen,  dass unsere
Bewegung neue  Aktionsformen braucht,  die  über  Aufforderungen an  die
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Politiker_Innen und symbolische medienwirksame Aktionen hinausgehen. Das
geht unserer Meinung nach nicht mit, sondern nur gegen den Staat.

Der  Kampf  gegen  den  Klimawandel  ist  ein
Klassenkampf!
Anstatt also die Politik zu bitten, dieses und jenes zu tun, müssen wir unser
Schicksal  selbst  in  die  Hand  nehmen.  Das  Mittel  dafür  stellt  die
Vergesellschaftung  dar:  Indem  wir  Energieproduktion,  Verkehr  oder
Landwirtschaft  demokratisch  organisieren,  kontrollieren  und  planen,
entreißen wir sie der egoistischen und widersprüchlichen Marktlogik und
können so  ein  Wirtschaften,  orientiert  an  unseren Bedürfnissen und der
Erhaltung des Planeten anstatt an der Vermehrung von Profiten, umsetzen.
Durch unsere aktuelle profitbasierte Wirtschaftsweise können sich Reiche
viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während wir
insbesondere in ärmeren Ländern seinen Folgen schutzlos ausgesetzt sind.
Wer wie unter der Klimakrise leidet ist eine Klassenfrage, weshalb wir den
Kampf dagegen auch als Klassenkampf verstehen müssen. So müssen wir
dafür eintreten, dass die Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der
Arbeiter_Innen und der Jugend ausgetragen werden (z. B. durch Ökosteuern
oder  Massenentlassungen  in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen
dafür sorgen, dass die Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander
ausgespielt, sondern miteinander verbunden werden. Das heißt also, neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in der Klimabewegung ein Verständnis für die existenziellen
Sorgen und Nöte der Beschäftigten und keine abgehobene Ignoranz, wie sie
in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht euch doch einfach
nen‘ Job in nem Öko-Startup!“ helfen da wenig weiter und spiegeln vielmehr
die privilegierte Position einiger Aktivist_Innen wider. Doch am letzten FFF
Global Strike am 03.03.2023 haben in verschiedenen Orten FFF und die
Dienstleistungsgewerkschaft  Ver.di  gemeinsam gestreikt.  Dies stellt  einen
absolut notwendigen Schritt  der Klimabewegung in die richtige Richtung
dar!



Was macht die Streiks so besonders?
Bevor wir diese Frage beantworten können, müssen wir erstmal klarstellen,
inwiefern ein Streik einen Unterschied dazu darstellt, wie FFF vorher ihre
Aktionen gestaltet hat. Auf der Straße mag es nämlich gar nicht so anders
aussehen, aber in der Realität ist  es ein qualitativer Unterschied zu den
vorherigen  FFF-Demos,  wenn  die  Gewerkschaften  ihre  Streiks  auf  den
gleichen Tag legen und sich hinter die Forderungen von FFF stellen. Dieser
besteht darin, dass, wenn die Gewerkschaften streiken, ein ökonomischer
Druck aufgebaut werden kann. Im Extremfall kann durch einen Generalstreik
im wahrsten Sinne des  Wortes  ein  komplettes  Land lahmgelegt  werden.
Keine U-Bahnen fahren, keine Autos werden produziert, du kannst dir nicht
bei McDonald‘s nen‘ schönen Cheeseburger kaufen, Amazon liefert nicht und
keine Güter werden im Hamburger Hafen entladen. Kurzum: Alles, was den
Kapitalismus zum Funktionieren bringt, steht still.

In  einer solchen Situation muss man auch nicht  mehr an die  Regierung
appellieren,  etwas  gegen  den  Klimawandel  zu  tun.  Zum einen  steht  sie
dadurch unter einem wahrhaftigen Druck zu handeln. Zum anderen entsteht
durch Streiks das Bewusstsein unter den Beschäftigten, dass sie selbst es
sind,  weswegen  der  gesamte  Laden  überhaupt  laufen  kann.
Revolutionär_Innen müssen ihnen dann im Zuge der Streiks aufzeigen, dass
im nächsten Schritt sie selbst es sind, die demokratischer Kontrolle über die
Produktionsmittel übernehmen müssen. So weit sind wir jetzt im Fall des
gemeinsamen Streiks von FFF und Ver.di noch nicht. Jedoch ist es ein erster
wichtiger gemeinsamer Schritt, dass die Gewerkschaft ihren Warnstreiktag
auf das Datum des Klimastreiks gelegt hat, dass in vielen Städten gemeinsam
protestiert wurde und ein symbolischer Schulterschluss stattgefunden hat.

Aber  welchen  Schritt  machen  wir  als
nächstes?
Allein dieses Minimum an öffentlicher Solidarität hat in den bürgerlichen
Medien schon einen Shitstorm gegen die Gewerkschaft ausgelöst. “Das ist ja
politischer  Streik!“  hier..  und  „das  ist  doch  verboten!“  dort.  Um  einen



politischen Streik handelt es sich hier jedoch (leider) keinesfalls, denn ver.di
hat  lediglich  den  Termin  für  ihren  Warnstreik  für  den  Tarifkampf  im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) auf denselben Termin wie FFF gelegt, jedoch
keine ökologischen Forderungen in den Tarifvertrag mit aufgenommen.

Doch tatsächlich hat Deutschland ein extrem rückschrittliches Streikrecht, in
dem politische Streiks verboten sind. Damit macht sich Deutschland zu dem
Land,  mit  dem  rückschrittlichsten  Streikrecht  in  ganz  Europa  –  gleich
scheiße ist nur der Vatikan. Gewerkschaften in Deutschland dürfen Streiks
lediglich  als  letztes  Mittel  nutzen,  um  Druck  in  Tarifverhandlungen
auszuüben. Prinzipiell sind politische Streiks aber nicht von der Verfassung
verboten.  Es  gibt  lediglich  eine  Tradition  in  der  Rechtsprechung  des
Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu  laufenden
Tarifverhandlungen  häufig  mit  Einschränkungen  und  Repression  belegt.
Po l i t i sche  S t re iks  s ind  a l so  t ro tzdem  mög l i ch ,  wenn  d ie
Gewerkschaftsbürokratie dazu bereit wäre. Denn eigentlich ist es auch gar
nicht  wichtig,  ob  ein  politischer  Streik  oder  gar  ein  Generalstreik  im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_Innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung  des  Ersten  Weltkrieges,  oder  der  Generalstreik,  der  die
Weimarer Republik vor einem faschistischen Putsch 1920 gerettet hat. Was
sol l  auch  so  e in  Stück  Papier  gegen  d ie  gebal l te  Kraf t  der
Arbeiter_Innenklasse  ausrichten?  Schließlich  hat  ein  Generalstreik  mit
Millionen  Unterstützer_Innen  auch  eine  viel  höhere  demokratische
Legitimität als irgendein von Juristen konstruiertes Urteil. Die Herrschenden
sind  dadurch  gezwungen,  auf  die  Interessen  der  streikenden  Massen
einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch weitere Aktionen
sogar entmachtet werden.

Die Bürokraten in den Gewerkschaften stehen
uns im Weg
Dass heute nicht alle Arbeiter_Innen und Gewerkschaftsmitglieder so Feuer
und Flamme für politische Streiks fürs Klima und die Vergesellschaftung der



Produktionsmittel  eintreten,  hat  viel  mit  den  desillusionierenden
Erfahrungen der Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahrzehnten zu tun.
So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer Politik der Sozialpartnerschaft
(was  so  viel  wie  Kooperation  zwischen  Kapital  und  Arbeit  anstelle  von
Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit und Passivität unter den
Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl Umweltschutz seit dem
Entstehen  der  Arbeiter_Innenbewegung  eigentlich  immer  ein  zentrales
Thema der Gewerkschaften war. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die
Gewerkschaften dann das Umweltthema und viele andere politische Fragen
nach und nach im Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den
Unternehmen aus der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich
heute  nur  noch  für  Tarifverhandlungen  zuständig  fühlen.  In  diesem
Aktenschrank  müsste  sich  auch  ein  Schredder  befinden,  dem  die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_Innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität  statt  nationalistischer  Spaltung.

Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen. Das liegt daran, dass sie selber
viel  zu  tief  in  der  Scheiße mit  drinstecken und ihre  eigenen Privilegien
verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus der Gewerkschaftsbasis
gegen die Führung. Beschäftigte, die bei ver.di organisiert sind, müssen in
ihren  Betrieben  Streikkomitees  aufbauen,  die  wähl-  und  abwählbare
Delegierte in die Streikversammlungen entsenden, und selbst die Kontrolle
über den Fortgang des Streiks übernehmen, sowie über weitere Maßnahmen
entscheiden.  Ebenso  darf  beispielswiese  der  aktuelle  Kampf  für
Lohnerhöhungen im Nahverkehr nicht bei einem schlechten Kompromiss mit
den Bossen stehenbleiben, sondern muss den Ausbau des Streckennetzes,
Solidarität mit Streiks in anderen Branchen und Übergangsforderungen auf
die Tagesordnung setzen. In allen für den Kampf gegen den Klimawandel
strategisch wichtigen Sektoren, ob in der Autoindustrie, dem Nahverkehr
oder  der  Energieindustrie  braucht  es  eine  kämpferische  Basisbewegung



gegen die verräterische Politik der Gewerkschaftsbürokratie.

Schüler_Innen und Beschäftigte: Schulter an
Schulter!
Als Schüler_Innen haben wir leider nur begrenzten Einfluss darauf, was in
den Gewerkschaften passiert. Ein erster Schritt wäre es aber zum Beispiel
schon  einmal,  Streikposten  zu  besuchen  und  mit  den  Streikenden  in
Diskussion zu treten. Was wir außerdem machen können, ist innerhalb der
Klimabewegung  weiterhin  für  die  Notwendigkeit  der  Solidarisierung  mit
Streiks,  das  Verständnis  vom  Kampf  gegen  den  Klimawandel  als
Klassenkampf und die Perspektive von sozial-ökologischen Verbesserungen
für alle, statt Verbote und Green New Deal einzutreten. Dafür ist es wichtig,
dass wir uns an unseren Schulen organisieren und die Klimafrage vor Ort an
unsere Mitschüler_Innen tragen. Gemeinsam können wir diskutieren, welche
Probleme  an  der  Schule  existieren  und  wie  diese  mit  dem  Klima
zusammenhängen.  Warum  ist  zum  Beispiel  Geld  dafür  da,  dass
Bundeswehroffiziere in den Politikunterricht kommen, um fürs Sterben zu
werben, während veganes Essen in der Mensa angeblich viel zu teuer ist?
Und  wer  bestimmt  in  der  Schule  überhaupt  darüber,  wie  das  Geld
ausgegeben  wird?  Wir  müssen  uns  zusammensetzen  und  diese  Fragen
diskutieren.  Durch  Vollversammlungen  können  wir  die  gesamte
Schüler_Innenschaft erreichen. Dabei können zum Beispiel auch Beschäftigte
von ver.di eingeladen werden, um gemeinsam in Diskussion zu treten. Wie
ihr eine Vollversammlung an eurer Schule organisieren könnt, erfahrt ihr in
einem anderen Artikel („Versammeln wir unsere Mitschüler_Innen gegen die
Klimakrise!“) in dieser Zeitung.



Riot, don’t Diet: Wir geben dem
Kapitalismus  nicht  unseren
Körper!
Von Erik Likedeeler, April 2023

Aktuell wird die neue Staffel von Germany’s Next Topmodel im Fernsehen
ausgestrahlt. Zu Recht steht die Sendung seit Jahren dafür in der Kritik, ihre
Kandidatinnen zu sexualisieren und Essstörungen zu befeuern. Überwiegend
wird jedoch davon ausgegangen, Fernsehshows und soziale Medien hätten
mit  ihren  unerreichbaren  Schönheitsidealen  die  alleinige  Schuld  an  der
Entstehung von Diätkultur. Doch GNTM und Instagram sind nur die jüngsten
Ausprägungen  eines  Phänomens,  welches  schon  lange  zuvor  in
kapitalistischen  Gesellschaften  verbreitet  war.

In diesem Artikel soll es darum gehen, wie Diätkultur historisch entstanden
ist und welchen Zweck sie im Kapitalismus erfüllt. Es soll gezeigt werden,
wie  Fettfeindlichkeit  im  Gesundheitssystem wirkt  und  wie  sich  diese  in
Zusammenhang mit anderen Formen der Diskriminierung verstärkt.

Einige Ursprünge der Diätkultur: Streiks und Militär

Im  Zuge  der  Industrialisierung  begannen  Forscher_Innen  in  Europa,
Russland und den USA, den Körper als Maschine zu begreifen, und Nahrung
als  deren  Arbeitsenergie.  Input  und  Output  sollten  effizienter  gemacht
werden.  Die  Einheit  der  Kalorie  wurde  eingeführt,  um  hochkalorische
Lebensmittel zu identifizieren, mit denen Menschen ihren Nahrungsbedarf
kostengünstig  decken  konnten.  In  Zeiten  von  Streiks,  Hunger  und
Sozialreformen  diente  die  Kalorienforschung  dazu,  den  Arbeiter_Innen
Haferflocken  und  Bohnen  als  wirtschaftlich  effiziente  Nahrungsmittel
schmackhaft zu machen. Dadurch sollten Forderungen nach Lohnerhöhungen
ausgehebelt werden.

In den 1920er Jahren wurde das Kalorienzählen zur Strategie bürgerlicher
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Schichten, um den eigenen Status zu erhöhen. Über die Körperform sollte
bewiesen werden,  dass  man bereit  für  die  Anforderungen der  modernen
Industrie- und Konsumgesellschaft war.

Teile der heutigen Diätindustrie haben ihren Ursprung beim Militär. Mithilfe
von  Größe-Gewichts-Tabellen  und  Formeln  zur  Bestimmung  des
„Idealgewichts“  sollte  die  Kriegstauglichkeit  junger  Männer  festgestellt
werden.

Auch Personenwaagen waren zunächst im Labor und beim Militär im Einsatz.
Ende des 19. Jahrhunderts waren sie auch zur spielerischen Unterhaltung auf
Jahrmärkten  verbreitet.  Bis  sich  in  den  1960ern  die  Badezimmerwaage
durchsetzte,  konnte man öffentliche Personenwaagen auch an Bahnhöfen
finden.  Heute  ist  das  Wiegen  zu  einem alltäglichen,  intimen  Ritual  der
Selbstvermessung geworden, welches wissenschaftliche Exaktheit  und die
Selbstversicherung der eigenen Normalität imitiert.

Nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  wurde  die  Figur  des  dicken  Mannes
vorübergehend als Gegenbild zum Hunger des Krieges gefeiert. Der dicke
Bauch des Unternehmers wurde zum Symbol seiner beruflichen Karriere und
den Erfolg des Kapitalismus. Dieser Zusammenhang wird heute immer noch
geknüpft: In linker Propaganda ist es beliebt, sich den Kapitalismus als den
„dicken  Mann  im  Anzug“  vorzustellen  und  damit  Gewicht  moralisch  zu
bewerten.

Körper und Eigenverantwortung auf dem Arbeitsmarkt

Damit  die  Ungerechtigkeit  des  kapitalistischen  Systems  im  Verborgenen
bleibt,  sollen  wir  glauben,  alle  Menschen  hätten  die  gleichen
Aufstiegschancen und mit Anstrengung könnten wir alles schaffen. In dieser
Welt des Wettbewerbs werden Körper zum Symbol für Arbeitsmoral.

Als  in  den  1970er  Jahren  das  Zeitalter  der  Fitness  begann,  wurde  der
durchtrainierte Manager zum Idealtyp für eine erfolgreiche Existenz.  Die
Fähigkeit, die eigene Nahrungsaufnahme zu kontrollieren, gilt seitdem als
Zeichen  von  Stärke,  Unabhängigkeit  und  Persönlichkeitsentwicklung,
Muskeln  stehen  für  Willenskraft  und  Handlungsfähigkeit.



Das mit Passivität und Verweichlichung assoziierte Fett hingegen stellt den
Produktionskörper infrage –  es  wurde zum Kennzeichen der Erfolgslosen
erklärt, welche die Kontrolle über sich selbst und ihr Leben verloren hätten.

Bilder von der „dicken Unterschicht“ werden von Politik und Presse gezielt
genutzt, um den Rückbau des Sozialstaats zu rechtfertigen. Deutlich wurde
dies zur Zeit der Arbeitsmarktreformen der 2000er Jahre. Damals wurden
Vorstellungen von den „degenerierten Arbeitslosen“ zum zentralen Argument
dafür gemacht, dass in Wirklichkeit nicht ein Mangel an Geld, sondern ein
Mangel  an  Disziplin  für  die  miesen  Lebensumstände  der  Bevölkerung
verantwortlich  wäre.

Fotograf_Innen  lauern  dicken  Menschen  noch  immer  auf  und  hoffen,
„skandalöse“ Schnappschüsse von billig gekleideten Frauen der Unterschicht
zu  ergattern,  die  auf  der  Straße Fast  Food essen.  Auch in  vermeintlich
fortschritt l ichen  Umfeldern,  in  denen  offener  Sexismus  und
Sozialchauvinismus  verpönt  sind,  können  diese  Muster  innerhalb  von
Fettfeindlichkeit  unangetastet  weiter  bestehen.

Auch  mangelnde  Gesundheitsvorsorge  soll  durch  den  Verweis  auf  das
G e w i c h t  g e r e c h t f e r t i g t  w e r d e n .  S o  k a n n  d e r  F o k u s  v o n
gesundheitsbezogenen  Maßnahmen  auf  die  individuelle  Lebensweise
verlagert werden. Auch wenn in imperialistischen Ländern tatsächlich der
Ernährungsfrage  heute  eine  große  gesundheitspolitische  Bedeutung
zukommt und eine schlechte Ernährung Auslöser für viele Erkrankungen ist,
wird die  Verantwortung weg von der Nahrungsmittelindustrie  und deren
profitorientierter  Ausrichtung  auf  die  Erhöhung  des  Konsums  und  die
Verringerung  der  Produktionskosten  gelenkt.

Während der COVID-19-Pandemie wurde von westlichen Regierungen die
Behauptung  in  Umlauf  gebracht,  die  Ursache  der  unkontrollierten
Krankheitsausbrüche  wäre  nicht  im  zusammenbrechenden
Gesundheitssystem zu suchen, sondern dicke Menschen wären für die hohe
Todesrate verantwortlich.

Wenn hohes Gewicht mit Begriffen wie „Epidemie“ bezeichnet wird oder der



„Krieg gegen das Übergewicht“ ausgerufen wird, verstärkt das den Hass. Es
impliziert, dicke Menschen wären eine ansteckende Gefahr für andere oder
Feind_Innen, die man bekämpfen müsste.

Auch beim Thema Klimakrise wird versucht, von der Tierindustrie, fossilen
Brennstoffen und großen Konzernen abzulenken. Angeblich würden dicke
Menschen zu viel essen und beim Fernsehen und Autofahren zu viel Strom
verbrauchen. Es werden Erzählungen von der angeblich unersättlichen Gier
des Menschen erfunden, um die wahren Verantwortlichen zu schützen.

Warum Selbstakzeptanz nicht allein die Antwort ist

Innerhalb der Body-Positivity-Bewegung wird dicken Menschen wiederholt
erklärt,  sie  müssten einfach nur  lernen,  sich  selbst  zu  lieben.  Doch der
Leitsatz, den eigenen Körper zu akzeptieren, kann keine Probleme lösen in
einer diskriminierenden Welt, die permanent das Gegenteil kommuniziert.
Eine Studie hat ergeben, dass die meisten Menschen lieber blind, gehörlos,
amputiert, zuckerkrank oder herzkrank wären, als dick zu sein.

15% der Bevölkerung in Deutschland meiden dicke Menschen aktiv, und das
fängt schon früh an: In Studien erzielten besonders dicke Jungen schlechte
Sympathiewerte.  Ihnen  wurden  Faulheit  und  geringe  Intelligenz
zugeschrieben, als Spielpartner wurden sie abgelehnt. Wie Roxane Gay in
ihrer Autobiographie „Hunger“ schreibt: „The bigger you are, the smaller
your world becomes.”

Meist  gehen  der  emotionale  Ekel  und  die  negativen  Zuschreibungen
gegenüber  dicken  Personen  zurück,  sobald  die  Proband_Innen  erfahren
haben, dass die dicke Person besonders viel getan hat, um abzunehmen. Es
wird  sich  also  nicht  vor  dem Körper  selbst  geekelt,  sondern  es  werden
Arbeitsscheu und Trägheit unterstellt – die schlimmsten Eigenschaften, die
Arbeiter_Innen in der Leistungsgesellschaft haben können. Erst, nachdem die
Vorwürfe zurückgewiesen wurden, wird die dicke Person als gleichwertiger
Mensch erkannt.

Fettfeindlichkeit  äußert  sich auf  vielfältige  Weisen,  denn in  den meisten
Ländern  ist  es  nicht  verboten,  Menschen  aufgrund  ihres  Gewichts  zu



diskriminieren. Ein hohes Gewicht wirkt sich insbesondere bei dicken Frauen
auf das Gehalt aus (Weight Pay Gap). Auch, dass Menschen aufgrund ihres
Gewichts  entlassen  oder  gar  nicht  erst  eingestellt  werden,  ist  keine
Seltenheit.

Manche Fluggesellschaften schließen dicke Menschen aus oder lassen sie
mehr bezahlen. 2008 wurde in Mississippi sogar ein Gesetz vorgeschlagen,
welches  Restaurants  verbieten  sollte,  dicke  Kund_Innen  zu  bedienen  –
glücklicherweise konnte es verhindert werden. Ein weiteres Problem ist, dass
immer wieder sehr junge Kinder aus ihren Familien geholt und in Heime
gesteckt werden, wenn die Eltern sie nicht zum Abnehmen zwingen können
oder wollen.

Sexismus, Dating-Kultur und Victim-Blaming

Wie ein Blick auf die Dating-Kultur zeigt, sind Fettfeindlichkeit und Sexismus
eng miteinander verknüpft. Während hetero Frauen am meisten befürchten,
von ihrem Date ermordet zu werden, haben hetero Männer die größte Angst
davor, ihr Date könnte zu dick sein. Sogenannte Pick-up-Artists flirten gerne
mit dicken Frauen, da sie diese für dankbare Beute für sexuelle Übergriffe
halten, oder auch deshalb, um mit ihrer scheinbaren Nicht-Oberflächlichkeit
schlanke Frauen zu ködern.

Der  kulturelle  Glaube,  dicke  Menschen  könnten  nicht  sexuell  begehrt
werden, führt dazu, dass ihnen nach sexuellen Übergriffen nicht geglaubt
wird, oder dass sie sogar beglückwünscht werden. Sogar vor Gericht wird
das hohe Gewicht von Betroffenen dazu genutzt, ihnen zu unterstellen, der
Angriff hätte ihnen gefallen. Selbst innerhalb antisexistischer Bewegungen
gibt es für dicke Frauen kaum Zufluchtsorte: Schon seit dem Beginn der
Frauenbewegung  gelten  sie  als  nicht  vorzeigbar,  wenn  es  um  das
gemeinsame  Einfordern  von  Rechten  geht.

Auch in der Öffentlichkeit werden dicke Personen beleidigt, belästigt und
bloßgestellt,  was  insbesondere  für  Frauen  mit  sexuellen  Übergriffen
einhergeht. Bei dem „Partyspiel“ Fat Girl Rodeo geht es darum, sich auf eine
dicke  Frau  zu  werfen  und  sich  darüber  lustig  zu  machen,  wie  sie  sich



dagegen wehrt. 

Sogenannte  Pig  Roast  Contests  werden  durch  Männergruppen  wie
Studentenverbindungen veranstaltet.  Dabei geht es darum, Sex mit  einer
dicken Frau zu haben, der heimlich beobachtet und gefilmt wird. Hinterher
kommen die anderen Männer heraus, um die nackte Frau auszulachen und zu
erniedrigen. All das führt dazu, dass viele dicke Frauen nur auf die fiese
Pointe warten, sobald mit ihnen geflirtet wird.

Rassismus und Polizeigewalt

Ein  weiteres  Problem ist,  dass  dicke  Menschen  überdurchschnittlich  oft
beschuldigt werden, Verbrechen begangen zu haben und mehr Polizeigewalt
erleben. Ein bekanntes Beispiel dafür ist der Schwarze Mann Eric Garner,
der 2014 von New Yorker Polizist*innen ermordet wurde.

Für den Polizisten, der ihn in den Würgegriff nahm, gab es keine rechtlichen
Konsequenzen, unter anderem deshalb, weil die Polizei Garners Gewicht für
seinen Tod verantwortlich machte.

Dies steht in direktem Zusammenhang mit rassistischen Vorstellungen über
die angeblich unbändige Kraft Schwarzer Männer, welche exzessive Gewalt
zum vermeintlichen Selbstschutz weißer Menschen rechtfertigen würde.

Der Rassismus hört hier längst nicht auf. Obwohl Schwarze Jugendliche mit
50%  höherer  Wahrscheinlichkeit  als  weiße  Jugendliche  bulimische
Verhaltensweisen  wie  Binge-Eating  (wiederkehrende  Essanfälle)  und
Erbrechen zeigen, ist die Wahrscheinlichkeit,  dass sie von medizinischem
Personal  nach  Essstörungssymptomen gefragt  werden,  deutlich  geringer.
Rassismus  und  Fettfeindlichkeit  wirken  auch  dann  zusammen,  wenn
Flüchtende bei der Einreise aufgrund von hohem Gewicht zurückgewiesen
werden.

Fettfeindlichkeit im Gesundheitssystem

Auch im Gesundheitssystem werden dicke Menschen massiv diskriminiert.
Manche Ärzt*innen haben Gewichts-Obergrenzen für die Patient*innen, die



sie behandeln. Medizinische Untersuchungen werden bei dicken Menschen
schneller  und  ungenauer  durchgeführt  oder  weggelassen.  Bei  Migräne
verbringen  sie  ca.  10  Minuten  weniger  im  ärztlichen  Sprechzimmer.

Ein beträchtlicher Teil  des medizinischen Personals ekelt sich vor dicken
Menschen und weigert sich, dicke Körper zu berühren. Häufig bleibt es bei
Blickdiagnosen  oder  anstatt  der  richtigen  Werte  werden  Fantasiezahlen
notiert. Immer wieder werden Krankheitssymptome einfach unterstellt und
es  werden  Medikamente  verschrieben,  die  Cholesterin,  Blutdruck  oder
Blutzucker senken sollen. Wenn keine tatsächliche Erhöhung besteht, kann
das lebensgefährlich sein.

In  anderen  Fällen  führen  Fehldiagnosen  dazu,  dass  Menschen  nicht  die
Rezepte  bekommen,  die  sie  eigentlich  bräuchten:  Bei  tatsächlichem
Bluthochdruck wäre die Wunschkindpille kein geeignetes Verhütungsmittel.
Dicken  trans  Personen  werden  mit  dem Verweis  auf  ein  hohes  Gewicht
lebenswichtige  geschlechtsangleichende  Maßnahmen  wie  Hormone  und
Operationen  verweigert.

Selbst  wenn  irgendwann  doch  die  richtigen  Medikamente  verschrieben
werden, hören die Probleme nicht auf: Weil keine medizinischen Studien an
dicken Körpern durchgeführt werden, haben Medikamente wie Antibiotika
die  falsche  Dosierung,  auch  die  Pille  Danach  und  Chemotherapien  sind
weniger wirksam.

Wenn sämtliche Krankheitssymptome auf das Gewicht zurückgeführt werden,
kann das sogar dazu führen, dass Tumore in der Brust oder im Bauchraum
nicht  rechtzeitig  bemerkt  werden.  Auch Essstörungen werden bei  dicken
Menschen ignoriert, oder sie bekommen sogar Glückwünsche dafür, dass sie
ihre  „Pflicht“  des  Abnehmens  erfüllen.  Ein  niedriges  Gewicht  ist  ein
Diagnosekriterium  für  Magersucht  –  so  als  könnten  nicht  auch  dicke
Menschen durch Verhungern und Nährstoffmangel sterben. Die Suche nach
neuen Ärzt_Innen ist erschöpfend, und wegen solchen Erfahrungen gehen
dicke Menschen deutlich seltener zu ärztlichen Untersuchungen.

Pillen und Operationen: Die Diätindustrie ist tödlich



Oftmals wird unterschätzt, wie gefährlich die Diätindustrie sein kann und wie
viele  ihrer  Maßnahmen  tödlich  enden.  Dicken  Patient_Innen  wird  von
Ärzt_Innen ganz selbstverständlich zu Magenverkleinerungen geraten. Viele
Menschen, die eine solche Operation mitgemacht haben, müssen hinterher
für  den  Rest  ihres  Lebens  mehrmals  pro  Monat  ins  Krankenhaus.  Eine
weitere Folge, von der 40% der Operierten betroffen sind, ist das Dumping-
Syndrom,  das  sich  durch  Durchfall,  Übelkeit,  Erbrechen,  Blähungen,
Krämpfe, Schwindel, Schwäche und Schweißausbrüche äußert – im Prinzip
so, als wäre man für den Rest des Lebens verkatert.

Nach der OP kommt es häufig zu einem rasanten Anstieg von Drogenkonsum
und Selbstverletzung. 1-5% der Patient_Innen sterben bei der OP. Solche
gewichtsreduzierenden  Operationen  werden  bereits  an  Kindern
durchgeführt, lange bevor diese einwilligen können. 2013 war das jüngste
operierte Kind 2,5 Jahre alt.

In den letzten Jahren kam die sogenannte Sanduhrfigur in Mode und damit
auch  die  Operation  Brazilian  Butt  Lift,  welche  als  gefährlichster
Schönheitseingriff der Welt gilt. Dabei wird Fett aus anderen Körperregionen
in  den  Hintern  operiert.  Damit  verbunden  sind  hohe  Risiken  für
Blutgerinnung und Herzstillstand, aufgrund der wichtigen Nervenenden und
Gefäße in diesem Bereich. Eine_r von 3000 Behandelten stirbt daran.

Auch Diätpillen können extrem gefährlich sein, von einigen kann man sogar
blind  werden.  Rimonabant  ist  ein  Appetitzügler,  der  2008  vom  Markt
genommen wurde,  weil  er  Suizidgedanken extrem steigerte und auch zu
Suiziden führte.

In  vielen  Ländern  sind  „Fat  Camps“  ein  weiterer  Bestandteil  der
Diätindustrie. Diese bieten Programme an, bei denen die Klient_Innen extrem
wenige Kalorien zu sich nehmen, brutale Workouts durchführen und sich
demütigen  lassen  müssen,  um in  kurzer  Zeit  viel  Gewicht  zu  verlieren.
Hauptsächlich richten sie sich an Kinder. In ihrer Rhetorik und ihren Mitteln
bedienen  sie  sich  bei  Anti-Drogen-Kampagnen.  Fat  Camps  in  den  USA
nehmen  bis  zu  6000$  pro  Nacht  und  sind  nichts  anderes  als
Kindesmisshandlung.



Fazit

Wenn  eine  Gesellschaft  sich  wandelt,  dann  wandeln  sich  auch  ihre
kulturellen Vorstellungen über die Nahrungsaufnahme. In den 1990ern und
2000ern waren sehr dünne Models wie Kate Moss das Körpervorbild vieler
Frauen und Mädchen. Mittlerweile wurde dieses weibliche Ideal abgelöst:
Fitnesskult und der Wunsch nach Muskelaufbau wirken sich heute auch auf
Frauen stärker aus.

Heutzutage macht man keine Diät mehr, sondern eine Lifestyle-Veränderung,
man  hungert  nicht  mehr,  sondern  fastet.  Man  nimmt  nicht  mehr  aus
Selbsthass ab, sondern für Self-Care und Wellness. Doch dem Körper ist es
völlig egal, ob man ihn liebt oder hasst, während man ihn aushungert, und ob
man das Ganze dann als Diät oder als Detox bezeichnet.

Die moderne Diätindustrie folgt dem Prinzip, dass nur ein gesunder Körper
ein  wertvoller  Körper  wäre,  und  der  neoliberalen  Annahme,  dass  alle
Menschen, die nicht gesund sind, es einfach nicht genug versuchen würden.
Krankheit  wird  mit  moralischem Versagen  gleichgesetzt,  um strukturelle
Probleme weiter zu privatisieren.

Jeder Mensch sollte selbstbestimmt und frei von Diskriminierung mit dem
eigenen  Körper  umgehen  dürfen.  Um  diese  Möglichkeit  zu  erkämpfen,
fordern wir:

Gegen unterdrückerische Schönheitsideale in Werbung und Medien!
Enteignet  die  großen  Medienhäuser  und  die  kulturschaffende
Industrie.  Für  organisierte  Medienarbeit  durch  Räte  aus
Zuschauer_Innen,  Arbeiter_Innen  und  Kreativen  unter  Beteiligung
von  Menschen  mit  Diskrimnierungserfahrung  und  ohne  die
Reproduktion  von  Unterdrückung.
Anhebung des Mindestlohns und der Grundsicherung!
Abschaffung der Polizei!
Ausbau  des  Gesundheitssystem,  diskriminierungssensibilisierende
Schulungen für das Gesundheitspersonal! Ausbau von Anlaufstellen
für Betroffene von Diskriminierung!



Arbeitszeitverkürzung  und  Entspannung  des  Arbeitsalltags  statt
Leistungszwang und individueller Selbstoptimierung!
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Trash  TV  –  harmlose
Unterhaltung  oder  pure
Ideologie?
Von Leonie Schmidt, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Wer kennt es nicht: nach einem anstrengenden Tag in der Schule, Uni oder
auf Arbeit mal eben auf der Couch entspannen und etwas anschauen, was
keine  große  Denkleistung  erfordert  und  Unterhaltung  verspricht.  Und
zufälligerweise  ist  auch  gerade  die  neue  Staffel  einer  Datingshow  im
Fernsehen angelaufen. Das passt ja eigentlich perfekt! Doch den meisten
Zuschauenden wird an einigen Stellen auffallen, dass manche Sachen, die in
solchen Sendungen passieren,  irgendwie komisch bis  problematisch sind.
Was das für Elemente sind und weswegen Trash TV trotzdem so erfolgreich
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ist, wollen wir in diesem Artikel näher betrachten.

Was ist überhaupt Trash TV?

Starten wir erst mal mit den Grundlagen; Trash TV ist kein eigenes Genre,
sondern ein Überbegriff, für Sendungen, die man grob in Scripted Reality
Sendungen wie „Mitten im Leben“, Dating Shows wie „Der Bachelor“ und
Castingshows wie „Germanys Next Topmodel“ einteilen kann, es gibt aber
auch noch andere Formate, wo sich vor allem Z-Promis gegenseitig die Köpfe
einschlagen, wie bspw. „Promis unter Palmen“. Sie alle haben gemeinsam,
dass sie möglichst realistisch wirken sollen, auch wenn es in den meisten
Fällen mindestens ein grobes Script, Anregungen durch die Produktionsfirma
oder einen Schnitt gibt, der Sachen in ein ganz anderes Licht rücken soll.
Diese  vermeintliche  Realität  ist  also  ziemlich  gekünstelt  und  wird  dem
Dramafaktor entsprechend zurecht gebogen. Viele können das auch nicht
erkennen  und  so  fällt  es  ihnen  dann  auch  schwer,  zwischen  den
Teilnehmer_Innen einer Show und ihnen als Privatperson zu unterscheiden.
Und auch den Darsteller_Innen fällt das auf die Füße, wenn sie für meist
wenig Geld, ziemlich entwürdigende Sachen tun müssen (es sei denn sie sind
Promis mit hochdotierten TV-Verträgen und Agenturen).

Trash TV gibt es in der deutschen Fernsehgeschichte noch nicht so lange,
denn nach dem 2. Weltkrieg und der Zweiteilung Deutschlands wurde im
BRD-Fernsehen  eher  ein  Fokus  auf  „Erziehung  zur  Mündigkeit“  gelegt,
weswegen es hauptsächlich ernsthafte Formate gab, in denen auch in vielen
Fällen Wissen vermittelt wurde. Erst mit der Einführung der Privatsender
wie z.B. RTL in den 1980er Jahren wurde ein neuer Fokus deutlich: es ging
auf einmal um Einschaltquoten (und Werbeeinnahmen), denn anders konnte
man  sich  nicht  gegen  die  gefestigten  Sender  des  öffentlich-rechtlichen
Rundfunks  durchsetzen.  So  gab  es  bspw.  Shows  wie  „Tutti-Frutti“,  eine
Erotik-Game-Show in  den  90er  Jahren  auf  RTL.  Klares  Vorbild:  das  US-
amerikanische DayTime TV. Gerne wurden hier vor allem Talkshow-Formate
mit  skandalträchtigen  Dramen  als  Anregung  übernommen,  diese  waren
besonders in den späten 90ern bis zu den frühen 2000ern angesagt, zum
Beispiel „Britt – Der Talk um eins“. Aber auch heute noch kann festgestellt
werden,  dass  a l le  Trash  TV  Formate  e in  Art  Äquiva lent  im



englischsprachigen Raum haben, sei es nun „Love Island“ oder „Too hot to
handle“.

Medienwissenschaftler_Innen sehen die Vorläufer außerdem in Freakshows
und französischem Kasperletheater: mit anderen Worten, reißerische Inhalte,
Fremdscham und seichte Unterhaltung prägen die Sendungen und sind auch
deren Erfolgsrezept.  Denn ja,  natürlich wollen wir sehen, wie 10 Singles
gegen ihren Sex Drive ankämpfen und uns darüber lustig machen, dass sie es
wirklich nicht 14 Tage aushalten können wie bei „Too hot to handle“. Wenn
die Einschaltquoten stimmen, stimmen natürlich auch die Werbeeinahmen
(oder wie bei Netflix die Einnahmen aus den Abo-Gebühren). Aber der Fokus
auf Geld und Aufmerksamkeit sind mitnichten die einzigen Probleme, die die
beliebten Shows haben. Sie lenken uns ab von den wichtigen Themen des
Lebens, lassen uns abstumpfen, haben also eine Art Zerstreuungseffekt, der
uns vom Leben während kapitalistischer Krisen ablenken soll.  Außerdem
vermitteln  sie  auch  in  vielerlei  Hinsicht  falsche  Werte  und  Bilder  über
bestimmte Personengruppen.

Klassismus und der Hass auf Hartz IV-Empfänger_Innen

Besonders sieht man das zum Beispiel in scripted reality Sendungen wie
„Mitten im Leben“, „Familien im Brennpunkt“ oder im Doku-Format „Hartz
aber herzlich“, umgangssprachlich auch als „Assi-TV“ bezeichnet, in welchen
Stereotypen über Menschen, welche in Armut leben, vermittelt werden. Oft
soll es so wirken, als hätten diese selbst Schuld an ihrer Lage, seien faul,
egoistisch, drogen- und alkoholabhängig, schlechte Eltern mit viel zu vielen
Kindern, aus denen auch nie etwas werden wird. Auch werden sie auffällig
oft als besonders dick mit besonders ungesunder Ernährung dargestellt, die
den ganzen Tag nur auf der Couch sitzen und fern sehen. Das alles passiert,
während in Deutschland Hartz IV-Empfangende Sanktionen herein gedrückt
bekommen und in Maßnahmen gezwungen werden, wollen sie nicht ohne das
Minimum an Lebensstandard dastehen.

Laut Armutsforscher Christoph Butterwegge wird durch diese Darstellung
einerseits Angst angeheizt, ebenso wie Dome & Co. im Plattenbau zu landen,
den  Zuschauenden  fällt  es  aber  auf  Basis  der  Stereotypisierung  und



extremen Überspitzung umso leichter, sich zu distanzieren und zu erheben
und  sich  auch im realen Leben als etwas Besseres zu fühlen.

Diese These lässt sich gut daran beobachten, wie die Sendungen in sozialen
Netzwerken kommentiert werden. Hier wird gefordert, den Frauen in Armut
ihre Kinder wegzunehmen, es wird darüber gelästert, dass sie es wagen von
ihrem  Hartz  V  nicht  nur  Lebensmittel  einzukaufen,  sondern  auch  mal
Zigaretten oder sich die Nägel machen zu lassen. Wer arm ist, verdient nur
das allernötigste, so der Tenor.

Allerdings sei an dieser Stelle gesagt, dass die Herabwürdigung der Armen in
den letzten Jahren eher subtiler geworden ist, als es vorher noch üblich war
und der Blick vermeintlich differenzierter wirkt. Aber die Distanzierung und
der Argwohn bleiben natürlich trotzdem bestehen. Denn nicht immer ist das
Gefühl  der  Zuschauenden,  etwas  Besseres  zu  sein,  ausschließlich  reine
Arroganz. Manchmal zeigt es sich auch eher in der Hinsicht, dass man sich
denkt, dass man es im Vergleich zu „denen“, doch eigentlich ganz gut hat
und sich nicht beschweren kann.

So wachsen Vorurteile und Hass, es kommt zu einer Entsolidarisierung und
Spaltung  innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse,  was  natürlich  besonders
schlimm ist, wenn es aufgrund der Krise wieder Sozialkürzungen gibt und die
geeinte Solidarität gegen diese umso notwendiger wird.

Den Traumprinz in 10 Folgen finden?

Aber im Trash TV geht es nicht immer nur um Armut und Elend. Oft genug
werden  auch  Datingshows  produziert,  die  meistens  an  exotischen  Orten
spielen, wo alle Teilnehmenden halbnackt am Pool flanieren, Party machen
und ab und zu ein paar „anstrengende“ Challenges bewerkstelligen oder auf
Einzel – und Gruppendates gehen. Was das Ziel ist, ist eigentlich klar: hier
soll der_die Traumpartner_In gefunden werden. An dieser Stelle wird also ein
bestimmtes  Ideal  von  romantischen,  hetero-  und  cis-  normativen
Beziehungen vermittelt, die auch schön monogam zu sein haben. Denn wer
es wagt, bei den Datingshows nicht nur eine Person im Visier zu haben, wird
unter Garantie mit Drama oder, je nach Format, sogar mit dem Ausschluss



konfrontiert.

Doch so romantisch wie das Ideal einer Zweierbeziehung auch wirken mag,
oberflächlicher als in diesen Shows geht es eigentlich gar nicht. Der Fakt,
dass  es  insbesondere  in  Shows   wie  „Der  Bachelor“,  wo  es  einen
Hauptcharakter und um sie konkurrierende Teilnehmende gibt, darum geht,
jemanden  von  sich  in  ca.  10  Folgen  zu  überzeugen  und  die  restlichen
Kandidat_Innen auszuschalten, klingt nicht nach einem Rahmen, in welchem
sich eine zwischenmenschliche Beziehung, basierend auf Gemeinsamkeiten,
Kommunikation  und  Nähe  entwickeln  kann.  Konkurrenz  zwischen
potentiellen love interests,  wie wir es aus der Realität von Datings Apps
kennen,  wird  hier  noch  einmal  zugespitzt  und  durch  symbolische
Interaktionen  wie  die  Rosenübergabe  untermauert.  Die  Oberflächlichkeit
dieser Beziehungen zeigt sich auch an ihrer Dauer, die meistens kaum den
Zeitraum von Produktion und Ausstrahlung überschreiten.

Auch wird in den meisten dieser Sendungen Sexualität zwar konstant durch
Anspielungen angedeutet, aber es wird immer auf den „richtigen“ Moment
gewartet,  oder  es  wird  gleich  klar  gemacht,  dass  es  im  Rahmen  der
Sendungen keinen Raum einnehmen darf und bis nach dem Finale gewartet
werden  muss,  wobei  vorher  das  Höchste  der  Gefühle  schlabbrige
Zungenküsse sind. Auch das entspricht der bürgerlichen Sexualmoral, dass
man, wenn man es mit jemandem ernst meint, nicht gleich drauf los vögeln
darf und Intimität aufgespart werden muss (was natürlich in extremer Form
auf das Warten bis zur Hochzeitsnacht zurückzuführen ist).

Des  Weiteren  haben  viele,  vor  allem  männliche  Teilnehmer  ein  sehr
rückschrittliches  Geschlechterbild,  Frauen  werden  als  passive  Objekte
gesehen, die „klar gemacht“, „abgeschleppt“ oder überredet werden müssen,
die ruhig sein sollen, wenn der Mann spricht, kein Drama machen und sich
ganz einfach unterordnen sollen. Der Mann hingegen tritt als klassischer,
aktiver  Macho und Eroberer  auf,  der  sich  nimmt,  was  ihm vermeintlich
zusteht. Auch werden schon nach einer kurzen Kennenlernphase, oder auch
wenn sie gerade mal ein Auge auf den oder die Angebetete geworfen haben,
ziemlich schnell besitzergreifend.



Das  alles  basiert  natürlich  auf  der  Rollenverteilung,  die  uns  allen  im
Kapitalismus auferlegt  wird,  um die  geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
und  d ie  doppe l te  Ausbeutung  der  Frau  durch  unbezah l te
Reproduktionsarbeit und Lohnarbeit zu legitimieren. Ebenso basiert darauf
das Ideal der bürgerlichen Kleinfamilie, mit all seinen Einschränkungen, aus
dem sich auch die hier reproduzierte bürgerliche Sexualmoral ergibt.

Aber wer macht da eigentlich alles mit?

Wenn wir uns die Anforderungen anschauen, im Bikini oder in der Badehose
am Pool zu lungern, wird schnell klar: vor allem normschöne Menschen, die
auch als Models und Influencer_Innen tätig sein könnten oder dies bereits
spätestens  nach  Ausstrahlung  sind.  Die  Männer  sind  durchtrainiert  und
sollen teilweise durch Tattoos noch männlicher wirken. Die Frauen kommen
mit langen Haaren, makelloser Haut und schlanken Kurven daher. Personen
abseits dieser Ideale sieht man so gut wie gar nicht. Vor allem im Format
„love  island“  wird  auch  oft  in  der  Villa  trainiert  und  über  Ernährung
philosophiert, außerdem geben viel Teilnehmende in den Interviews an, dass
ihre  Partner_Innen  durchtrainiert  und  schlank,  und  bloß  nicht  dick  sein
sollten. So wird auch das Bild zementiert, dass nur normschöne Personen es
verdient  haben,  geliebt  zu  werden.  Und  für  alle  anderen  gibt  es  dann
Datingshows, in denen ausschließlich plus-size-Personen auftreten, sie sich
also nur „unter ihresgleichen“ umsehen dürfen.

Außerdem  sind  die  meisten,  die  dabei  sind,  weiß  und  stehen  auch
offenkundig auf weiße, blonde Frauen, wie Onyi, Teilnehmerin der aktuellen
Staffel  „Too hot to handle Germany“ kritisiert.  Netflix hatte sie zwar als
diversity bonus gecastet, aber es war klar gewesen, dass die meisten anderen
Teilnehmenden  ganz  andere  Präferenzen  haben.  Das  hat  sie  als
Außenseiterin  da  stehen  lassen,  wie  sie  selber  und  andere  auf  Tik  Tok
kritisierten. Das ist natürlich alles andere als gute Repräsentation in dieser
Show und es ist verständlich, dass dieser Umgang mit einer WOC im TV dem
Selbstbewusstsein von Rassismus-Betroffenen nicht gerade gut tut, sondern
sogar schadet.

Aber  nicht  nur  in  dieser  Hinsicht  sollten  sich  die  Produktionsfirmen



überlegen, ob sie sich Diversität wirklich auf die Fahne schreiben sollten.
Grundsätzlich wird nämlich immer davon ausgegangen und die Sendungen
sind  auch  so  aufgebaut,  dass  alle  hetero  sind  und  eine  binäre
Geschlechtsidentität haben. Denn die Einteilung nach Mann und Frau spielt
eine  große  Rolle  in  Challenges  oder  Auswahlverfahren  bzw.
Pärchenbildungen bspw. bei „love island“. Außer in der aktuellen Staffel von
„Too  hot  to  to  handle  Germany“,  wo  Bisexualität  aber  auch  eher  eine
untergeordnete  Rolle  spielt,  gibt  es  keine  gleichgeschlechtlichen
Verpaarungen,  es  sei  denn,  es  ist  ein  explizit  homosexuelles  Datingformat.

Das  selbe  in  Regenbogenfarben  oder  alles  besser  bei  Prince(ss)
Charming?

Explizit queere Datingformate gibt es in Deutschland für Schwule mit Prince
Charming seit 2019, mit Princess Charming für Lesben seit 2021. Alleine,
dass es so lange gebraucht hat, ist schon ein Witz, die ersten hetero Folgen
von „Der Bachelor“ gab es bereits erstmals 2003 in der deutschsprachigen
Version!

Aber so gut wie es gemeint ist, so schlecht ist es auch umgesetzt. Werfen wir
einmal einen Blick auf Princess Charming. Vor allem in der ersten Staffel gab
es einiges an „Problemen“, was fast noch beschönigend ausgedrückt ist. Die
Teilnehmer_Innen  konnte  man  queeren  bzw.  lesbischen  Stereotypen
geradezu  zuordnen,  vielleicht  mit  einigen  Ausnahmen.  Wer  da  nicht
reingepasst hat, wurde unter den Teppich gekehrt, denn auch hier wurde
bspw. Bisexualität nicht ernst genommen, denn in der Show geht es ja „nur
um Frauen, die auf Frauen stehen“. Realistische Repräsentation sieht anders
aus. Ebenso, dass immerzu von lesbischen Frauen gesprochen wurde, obwohl
sich unter den Teilnehmenden auch eine nicht-binäre Person, nämlich Gea,
befand.  In  einer  Folge  wurde  sogar  über  their  nicht-binäre  Identität
gesprochen  und  they  musste  einer  anderen  Kandidatin  alles  genaustens
erklären. Die Sendung ist also auch ziemlich cis-normativ.

Weitere  Kritikpunkte  sind  der  unbegrenzte  Zugriff  und  der  damit
zusammenhängende  Konsum  von  Alkohol.  Im  Prinzip  sieht  man  die
Teilnehmer_Innen ständig mit einem Glas Sekt in der Hand und natürlich



werden auch so die eigenen Hemmungen fallen gelassen. Einerseits trägt das
natürlich  zur  gesamtgesellschaftlichen  Normalisierung  dauerhaften
Alkoholkonsums bei,  auf der anderen Seite kam es (unter anderem, aber
natürlich nicht nur deswegen) auch mehrfach zu  übergriffigem Verhalten am
Set.  So  gab  es  zum Beispiel  einen  Outcall  wegen  sexualisierter  Gewalt
gegenüber  der  Influencerin  Wikiriot  durch  Jo,  eine  andere  teilnehmende
Person.  Besonders  in  der  Kritik  steht  hier  neben  der  Täterin  auch  die
Produktionsfirma, die sich nicht zu den Vorkommnissen äußern will und ein
an  die  Öffentlichkeit  Treten  für  die  betroffenen  Personen  durch  eine
Verschwiegenheitsklausel erschwert hat. Auch in der zweiten Staffel kam es
zu  bedrängenden  Szenen  während  einer  Party  mitsamt  aufgezwungenen
Küssen,  obwohl  vorher  Grenzen  aufgezeigt  wurden.  Anstatt,  dass  die
Produktionsfirma hier eingreift und verantwortungsvoll handelt, wurde das
sogar in die Dramaturgie mit eingebaut!

Wir sehen also, nur weil LGBTIA+ drauf steht, ist leider nicht alles perfekt,
im Gegenteil. Denn natürlich werden auch diese Sendungen im Kapitalismus
produziert  und  sind  somit  den  gesellschaftlichen  Zwängen  und
Einschaltquoten unterworfen. So positiv, wie höhere Diversität erst einmal
scheinen mag, zeigen diese Beispiele doch einmal mehr, dass Unterhaltung,
welche  auf  Basis  von  Kapitalinteressen,  erstellt  wird,  nicht  derartig
progressiv  sein  kann,  wie  wir  uns  das  vielleicht  erhoffen.

Daher fordern wir:

Gegen unterdrückerische Schönheitsideale in Werbung und Medien!
Enteignet  die  großen  Medienhäuser  und  die  „kulturschaffende“
Industrie (Gameentwickler, Filmproduktionen,..) genauso wie Google,
Instagram und Co.!
Für  organisierte  Medienarbeit  durch  Räte  aus  Zuschauer_Innen,
Arbeiter_Innen  und  Kreative  ohne  die  Reproduktion  von
Unterdrückung!
Für eine internationale, proletarische antisexistische Bewegung!



Welches Programm für den KI-
Kapitalismus?
Von Felix Ruga, April 2023

Künstliche Intelligenz gab es in primitiverer Form schon lange. Doch mit dem
Projekt „ChatGPT“ ist eine Welle von Verblüfftheit bis Begeisterung durch
die digitale Welt gegangen: Krass, was auf einmal geht! Dinge, die noch vor
wenigen  Jahren  wie  Science-Fiction  gewirkt  haben,  sind  jetzt  öffentlich
zugänglich.  Weniger  bekannt  ist  die  neuere  Version  „ChatGPT-4“:  Im
Gegensatz  zu  ChatGPT-3,  welches  eigentlich  nur  bekannte  Informationen
gezielt und clever remixen und ausgeben kann, wird bei der neuen Version
argumentiert,  dass  diese  Formen  tatsächlicher  Intelligenz  aufweist.  Das
heißt:  Probleme  lösen,  deren  Antwort  oder  Antworten  zu  äquivalenten
Problemen nicht eingespeist wurden. Dieser Fortschritt ist innerhalb weniger
Jahre geschehen und vor Allem viel früher, als alle erwartet haben. Daneben
stehen auch einige andere Bereiche, die ebenfalls auf maschinelles Lernen
zurückgreifen, in den Startlöchern: Künstliche Produktion von Bildern und
Videos,  autonomes  Fahren  und  die  Verwendung  von  „Big  Data“  in  den
Naturwissenschaften.

Als Reaktion darauf kam schon von selbsternannten Expert_Innen wie Elon
Musk, dass die Technologie so fieberhafte Fortschritte macht, dass man für
eine Weile  die  Notbremse in den Entwicklungsstudios ziehen müsse,  um
rechtliche,  ethische und wirtschaftliche Rahmenbedingungen herzustellen.
Zum einen kann das wieder ein cleverer Werbetrick sein und ist letztendlich
wahrscheinlich nur schwer umsetzbar, zum anderen macht das aber schon
einen richtigen Punkt: Für den Kapitalismus kann die ganze Angelegenheit
tatsächlich  weiterreichende  Änderungen  mit  sich  bringen.  Die
Rahmensetzung  sollten  wir  aber  nicht  allein  der  herrschende  Klasse
überlassen. Es muss die Aufgabe der Arbeiter_Innenbewegung sein, darauf
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programmatische Antworten zu liefern! Diese würden wir an der Stelle grob
in  zwei  Teile  unterteilen:  Die  staatlichen  und  die  wirtschaftlichen
Änderungen.

Social Credits und Drohnen
Aus Filmen und Videospielen kennen wir die dystopischen Zukunftsszenarien,
in  denen  sich  künstliche  Intelligenz  mit  autoritären  Staaten  mischt:  Ein
allmächtiger Staat, der mittels automatisierter Überwachung und Bestrafung
die Bevölkerung kontrolliert, ohne dass dafür echte Menschen ihre Moral
dazwischenschalten  können.  Erhebungen  können  mit  Drohnen  und
bewaffneten  Robotern  zerschlagen  werden.  Kriege  werden  nicht  durch
Menschenhand geführt, aber dennoch sind es die Menschen, die darunter
leiden.
Das  sind  natürlich  arg  einseitige  und  künstlerische  Darstellungen,  aber
dennoch  muss  uns  klar  sein,  dass  im  Zweifelsfall  und  in  zugespitzten
gesellschaftlichen Situationen alle  Technologien gegen die Arbeiter_Innen
verwendet  werden können.  Das  ist  sicherlich  auch eine  Angst,  die  viele
momentan mit künstlicher Intelligenz verbinden und das ist auch eine Angst,
die  Kommunist_Innen  unbedingt  ernst  nehmen  sollten  und  eine  Antwort
darauf formulieren müssen, ohne in fortschrittsgläubigen Spott zu verfallen.

Die zentrale Losung sollte dabei sein, dass die Entwicklung und Verwendung
vor  Allem  von  fortgeschrittener  künstlicher  Intelligenz  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden  und  dafür  die  jeweiligen  Tech-
Unternehmen enteignet werden. Das ist die einzige Möglichkeit, um wirklich
zuverlässig  zu  erreichen,  dass  diese  nicht  dazu  eingesetzt  wird,  um
automatisierte  Unterdrückung  und  massenhaftes  Leid  zu  produzieren,
sondern um die progressiven Elemente wirklich herauszuschälen: Entlastung
und  Befreiung  von  Teilen  der  entfremdeten  Arbeit.  Außerdem  hätte
künstliche Intelligenz in einer demokratischen Planwirtschaft ein besonderes
Potential, wenn es um die Erhebung von Bedürfnissen und Verteilung von
Gütern geht. Dazu wollen wir demnächst noch einen Artikel am Beispiel von
„Cybersyn“ in Chile veröffentlichen.
Klar sollte sein: Halten wir diese Technologie nicht auf, sondern greifen sie



auf in ein Programm für mehr Freizeit und Freiheit! Doch wie sieht hier die
wirtschaftliche Ebene aus?

Roboterarme und schmutzige Hände
Die  kapitalistische  Epoche  wird  begleitet  von  vielen  „technologischen
Revolutionen“. Und sei es nun die Dampfmaschine, die Elektrizität oder die
Digitaltechnik: Jedes Mal war die Befürchtung groß, dass diese dazu führen,
dass die Menschen nun ein für alle Mal überflüssig gemacht werden und die
Arbeitslosigkeit riesig sein wird. Doch letztendlich ist es doch alles etwas
anders  gekommen,  indem zwar  viele  Arbeitsstellen  überflüssig  geworden
sind,  aber  die  Arbeitskraft  selbst  nicht.  Wird  das  bei  der  künstlichen
Intelligenz genauso laufen?

Ein entscheidender Unterschied könnte sein, dass vorherige Technologien
nicht so leicht vervielfältigbar sind, sondern immer an „Materie“ geknüpft
sind. Für Maschinen und Elektrizität braucht man eben Rohstoffe und Arbeit,
um mehr Menschen damit zu versorgen. Dadurch kommt es vor Allem in
Halbkolonien  dazu,  dass  selbst  bei  vorhandenem  Know-How  keine
Technisierung durchgeführt wird, weil selbst der ineffizienteste Einsatz von
Arbeitskraft immer noch günstiger ist, als eine Maschine anzuschaffen.

Je weiter nun die Technisierung fortschreitet, desto mehr Arbeitskraft wird
frei  und  damit  die  Arbeitskraft  insgesamt  billiger,  was  wiederum  die
Technisierung ausbremst. Deswegen werden bis heute so viele Tätigkeiten
weiterhin per Hand und unter scheußlichsten Bedingungen durchgeführt.
Das  ist  eins  der  vielen  Argumente  dafür,  dass  der  Kapitalismus  in
Wirklichkeit technologischen Fortschritt aufhält, statt ihn zu beschleunigen.
Doch dieses Mal könnte es anders sein: Künstliche Intelligenz kann, wenn sie
erstmal entwickelt ist, relativ leicht skaliert werden und damit einen großen
Teil der Kopfarbeit ersetzen. Selbstverständlich steckt dahinter immer auch
ein  materieller  Rechner,  der  irgendwo  stehen  muss,  und  eine
Internetverbindung  dorthin.  Das  ist  aber  selbst  jetzt  schon  sehr  weit
verbreitet. Und die Effizienz von künstlicher Intelligenz wird in den nächsten
Jahren  schnell  anwachsen.  Die  Vermutung  liegt  also  nahe,  dass  sich  in
Zukunft  Informatiker_Innen,  Designer_Innen,  Ingenieur_Innen  und



Berater_Innen aller Art darauf gefasst machen müssen, einer künstlichen
Intelligenz  Aufträge  zu  erteilen,  anstatt  selbst  die  Arbeit  des
Programmierens, Designens, Entwickelns oder Beratens auszuführen.

Das würde aber viele Berufe doch wieder überflüssig machen, wenn das
nicht durch kräftiges Wirtschaftswachstum abgefangen wird. Leider droht
auch das Szenario, dass das deren Arbeitskraft entwerten könnte und sie
wieder in technisierbare Handarbeit  oder in nutzlose Bullshit-Jobs treibt.
Aber wie bereits gesagt wurde: Künstliche Intelligenz hat genauso wie alle
anderen technologischen Fortschritte das Potenzial, Menschen von unnötiger
und ermüdender Arbeit zu befreien.
Um das zu erkämpfen, müssen Gewerkschaften und Arbeiter_Innenparteien
die alte, aber ungeahnt aktuelle Forderung ergreifen: Verteilung der Arbeit
auf alle Hände! Das bedeutet konkret: Wir verkürzen die Arbeitszeit radikal,
während der ausgezahlte Lohn erhalten bleibt.  Arbeiter_Innen sollen sich
kostenlos umschulen dürfen, während der Staat die Löhne weiterzahlt. Das
wird finanziert durch massive Besteuerung der Reichen, die durch diesen
technologischen Fortschritt sicherlich profitieren werden.

Falls wir diesen Kampf nicht aufnehmen, wird es dazu führen, dass wieder
vor Allem die Kapitalist_Innen davon profitieren und die bürgerliche Staaten
ihre Macht aufbauen. Wir müssen der herrschenden Klasse die schillernde
Zukunft abringen, die uns der technische Fortschritt verspricht!

Wir fordern also:

Enteignet  die  Tech-Unternehmen  und  stel l t  s ie  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!
Offenlegung aller Codes & Algorithmen, auf deren Basis KI arbeitet
und  Entscheidungen  trifft,  um  rassistische  und  andere
unterdrückerische  Muster  zu  erkennen  und  zu  bekämpfen!
Sensibilisierung  und  Schulung  von  Entwickler_Innen  für  die
ethischen Herausforderungen dieser neuen Technologie, z.B. in der
Einspeisung diskriminierender Datensätze!
Flächendeckende  Bildungsangebote  im  Bereich  des  Codings  und
digitaler Kompetenz in allen Schulen!



Deckung des enormen Energiebedarfs der Server durch erneuerbare
Energien!
Arbeitszeitverkürzung  und  kostenlose  Umschulung  bei  gleichem
Lohn!
Massive Besteuerung der Reichen!

1 Jahr Ukrainekrieg: Wie geht’s
jetzt weiter?
Von Emilia Sommer, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Vor kurzem jährte sich der Ukrainekrieg zum ersten Mal. Resultat dessen
sind  mehrere  100.000  Tote  und  eine  massive  Fluchtbewegung  aus  der
Ukraine  in  andere  europäische  Staaten.  Damit  einhergehend  findet  eine
massive Annäherung der Ukraine an den Westen statt.  Waffenlieferungen
und Kredite lassen ihn als Gegenpol Russlands nicht nur für die Ukraine
extrem attraktiv wirken. Auch Finnland und Schweden, die bislang keine
Mitglieder des Militärbündnis NATO sind, welches mit den USA, Deutschland
und  28  weiteren  Mitgliedsstaaten  schon  seit  Jahren  der  größte  globale
Gegenspieler Russlands ist, haben am 18. Mai 2022 gemeinsam ihre Anträge
zum NATO-Beitritt offiziell eingereicht. Gleichzeitig treffen die Sanktionen
gegen Russland vor Ort besonders die Arbeiter_Innenklasse und nicht die
Machthabenden,  während  die  Folgen  im  globalen  Süden  Hungersnöte,
Lebensmittelknappheit und eine Hyperinflation sind. Besonders interessant
verhält sich hierbei China. Nachdem sie zu Beginn des Kriegs auf Seiten
Russlands standen, haben sie nun ihre Neutralität verkündet, rufen zu einer
friedlichen  Lösung  des  Konflikts  auf  und  versuchen  als  Vermittler  zu
fungieren, obwohl sie weiterhin Hauptgegenspieler der USA sind.
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Was wollen die einzelnen Beteiligten?
Die aktuelle Entwicklung rund um den Ukrainekrieg ist ein Symptom der sich
immer  weiter  verschärfenden  imperialistischen  Krise.  Wir  befinden  uns
inmitten der Neuaufteilung der Welt unter den imperialistischen Mächten,
welche sich durch die geschwächte Wirtschaft immer weiter zuspitzt. Diese
Zuspitzung zeigt  sich unter anderem im Konflikt  zwischen den USA und
China. Die amerikanische Vormachtstellung in der globalen Wirtschaft wird
durch China ins Wanken gebracht. Erst kürzlich waren die Medien voll mit
Meldungen von dem vermeintlichen Spionageballon Chinas, der von Alaska
bis zum Atlantik flog, bevor er vom USA-Militär abgeschossen wurde. China
wies diese Vorwürfe zwar als Teil eines Informationskriegs ausgehend von
den Vereinigten Staaten ab- dennoch ist der Konflikt damit nicht gelöst. So
begannen die USA, die NATO massiv zu stärken und so zum Beispiel rund
300.000  schnelle  Einsatzkräfte  aufstockte.  Auch  zeigt  sich  in  dieser
Auseinandersetzung  eine  weitere  Annäherung  der  EU,  und  damit  auch
Deutschlands,  an  die  USA,  die  sich  z.B.  in  europäisch-amerikanisch-
koordinierten  Exportkontrollen  gegenüber  China  ausdrückt.

Auch der Anspruch Chinas auf Taiwan, welches seit der Teilung Chinas 1949
faktisch als unabhängiger Staat gilt, aber formell noch nicht als unabhängig
gilt,  sorgt  für  Spannungen.  China  droht,  sollte  Taiwan  formell  ein
unabhängiger  Staat  werden  wollen,  militärisch  einzugreifen  um  dies  zu
verhindern. Die USA pflegen zwar keine formellen Beziehungen zu Taiwan
als unabhängigem Staat, jedoch unterstützen sie diesen durch Verkäufe von
Waffen, informellen diplomatischen Austausch und durch das Aufstocken US-
amerikanischer Kräfte in der Region.

Zu  diesen  ohnehin  gefährlichen  Spannungen  kommt  nun  der  Versuch
Russlands  durch  den  Angriff  auf  die  Ukraine  wieder  an  Bedeutung und
Einfluss zu gewinnen. Das Aufgeben von wessen Seite auch immer würde
automatisch Schwäche bedeuten und damit  die  jeweilige  imperialistische
Kraft im Kampf um die Neuaufteilung der Welt zurückwerfen, weshalb nicht
zu erwarten ist, dass einer der Beteiligten zurückrudert. Resultat dessen sind
nun  Auswirkungen  auf  die  ganze  Welt  und  vor  allem  natürlich  auf  die
ärmeren Teile, auf die Arbeiter_Innen und auf die Jugend. Wir stehen aktuell



einer realen Gefahr eines nuklearen Weltkriegs gegenüber. An jeder Ecke
wird das Militär massiv aufgerüstet, Deutschland exportiert Waffen in die
Ukraine und natürlich sind die 100 Milliarden für die Bundeswehr der Ampel-
Regierung noch nicht vergessen. Aber auch unser aller Leben ist  aktuell
schon von dem Wettringen der imperialistischen Mächte betroffen: Unsere
Lebenserhaltungskosten steigen in die Höhe, Gemüse und Obst sind kaum
noch bezahlbar und ob die Heizung angeschaltet wird, muss man sich genau
überlegen.  Von den Profiten,  die gerade Deutschland aus dem Aufrüsten
macht, spüren Arbeiter_Innen und Jugendliche absolut nichts, sie werden mit
den weiter steigenden Preisen weitestgehend allein gelassen.

Auf  welcher  Seite  sollten  wir  als
Revolutionär_Innen  also  stehen?
Keiner der imperialistischen Staaten steht wirklich für die Unabhängigkeit
der Ukraine ein.  Russland natürlich nicht.  Für diese war die Ukraine in
Vergangenheit  nur  Rohstofflieferant.  Es  galt  bei  der  immer  schwächer
werdenden russischen Wirtschaft wenigstens mit der militärischen Stärke
bestehende Partner zu erhalten und jetzt soll die Eroberung ein Sprungbrett
zurück  in  den  Kampf  um  die  Neuaufteilung  der  Welt  sein.  Aber  auch
Deutschland und die USA und damit die NATO, haben keinerlei ernsthaftes
Interesse an der Unabhängigkeit der Ukraine, geschweige denn wirklich an
Frieden.  Zwar  propagieren  sie  das  und  die  NATO  nennt  sich  selbst
Friedensbündnis, doch die Realität sieht anders aus. Ziel des amerikanischen
und europäischen Imperialismus ist es, die Ukraine möglichst abhängig von
westlichen Krediten zu machen, um weitere Geldflüsse an die Durchsetzung
von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne zu knüpfen.
Diese Perspektive verkörpert  die pro-westlich-neoliberale Ausrichtung der
Selenskyj-Regierung. Unter dieser Regierung kämpft die Ukraine also nicht
gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit. Vielmehr kämpft sie
dank massiver  Militärhilfen  aus  Europa und den USA dafür,  verlängerte
Werkbank, Getreidelieferant und Absatzmarkt des Westens sein zu dürfen.
Der osteuropäische Raum ist schon länger ein potentiell interessanter Raum
für  Kapital-  und  Waffenexporte.  Durch  die  Sanktionen  soll  die  russische
Wirtschaft endgültig geschwächt werden und den USA waren die europäisch-



russischen  Beziehungen  (z.B.  Bau  der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)
ohnehin ein Dorn im Auge. Ebenso darf nicht vergessen werden, wie massiv
vor  allem  der  deutsche  Staat  und  deutsche  Rüstungsunternehmen  an
kriegerischen Auseinandersetzungen profitieren. Der Ukraine-Krieg ist also
eindeutig eine Konfrontation zwischen zwei imperialistischen Blöcken. Und
genau da liegt das Problem: Es kann keinen friedlichen Imperialismus geben,
denn  Imperialist_Innen  geht  es  immer  um  das  Ausdehnen  des  eigenen
Einflusses, um wirtschaftliche und politische Macht. Um dies zu erlangen,
sind kriegerische Auseinandersetzungen im Kapitalismus unausweichlich.

Wir können uns also nicht darauf verlassen, dass die Staaten gemeinsam eine
friedliche und faire Lösung finden, denn das ist nicht in ihrem Interesse. Die,
die wirklich Interesse an einem sofortigen Frieden haben, sind vor allem die
Arbeiter_Innenklassen, sowohl in der Ukraine, als auch in Russland, denn sie
sind die, die am meisten unter der imperialistischen Konfrontation leiden.
Deswegen ist es wichtig, gemeinsam mit der russischen und der ukrainischen
Arbeiter_Innenklasse  eine  internationale  Antikriegsbewegung  aufzubauen,
welche  sich  auf  keine  Seite  stellt,  sondern  sich  gemeinsam  gegen  alle
imperialistischen Mächte auflehnt und die Waffen gegen diese wendet. Denn
es  gibt  in  diesem Konflikt  keine  gute  Seite  geben und selbst  wenn der
Ukrainekrieg  endet,  wird  es  keinen  endgültigen  Gewinner  geben.  Die
Konfrontationen  der  unterschiedlichen  Blöcke  werden  an  anderer  Stelle
weiter  gehen und es  gibt  immer die  gleichen eindeutigen Verlierer:  Die
Arbeiter_Innenklasse und die Jugend.

Deshalb fordern wir:

Sofortiger  Abzug  aller  russischen  Truppen  aus  der  Ukraine!
Anerkennung  der  ukrainischen  Unabhängigkeit  und  Staatlichkeit
durch  Moskau!
Solidarität mit der Arbeiter_Innenklasse in Russland und der Ukraine
und allen, die sich gegen Krieg stellen!
Keine  Unterstützung  für  westliche  Wirtschaftssanktionen  gegen
Russland!  Für  Arbeiter_Innenaktionen,  um  die  Lieferungen  von
Waffen und Munition an alle Kriegstreiber_Innen zu stoppen, solange



die Aggression andauert!
Abzug  aller  NATO-Berater_Innen  aus  der  Ukraine  und  der
Seestreitkräfte der Westmächte aus dem Schwarzen Meer!
Für  das  Recht  der  Regionen  Donezk,  Luhansk  und  Krim  auf
demokratische  Selbstbestimmung,  einschließlich  der  Optionen der
Autonomie  innerhalb  der  Ukraine,  der  Unabhängigkeit  oder  des
Beitritts zu Russland!
Auflösung von NATO und Organisation des Vertrags über kollektive
Sicherheit!
Für eine neue globale Bewegung gegen imperialistische Kriege und
Aufrüstung  und  für  die  Umleitung  der  enormen technischen  und
wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür aufgewendet werden, um
die  brennenden  Probleme  der  Klimakatastrophe,  der  Armut,  des
Hungers und der Krankheiten zu lösen!
StaatsbürgerInnenrechte für alle! Damit niemand, egal ob europäisch
oder nicht, im Krieg leben muss.


